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ErsterTag: Donnerstag, 18.Septemberl958 

Der 8. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands in der Ostseehalle in Kiel begann 

mit einer 

Sitzung des Bundesvorstandes 
um 10 Uhr im Flensburger Hof 

und einer 

Sitzung des Bundesausschusses 
um 15 Uhr im Hotel Bellevue 

In den Sitzungen wurden der Verlauf des Parteitages 

und politische Fragen besprochen. 

Die Gottesdienste 

fanden am Sonntag, 21. September 1958, statt/und zwar 

Katholischer Gottesdienst (S. Exz. Weihbischof von Rudioff) 

um 9.15 Uhr in der Nikolauskirche, 

Evangelischer Gottesdienst (Landesbischof D. Halfmann) 

um 10.00 Uhr in der Nikoiaikirche. 



Zweiter Tag: Freitag, 19. September 1958 

Die Eröffnung des 8. Bundesparteitages 
fand um 10 Uhr in der Ostseehalle statt. 

Nach dem Concerto grosso, op. 6 Nr. 3 von G. F. Händel nahm das 
Wort, von starkem Beifall begrüßt, 

Bundesvorsitzender Bundeskanzler Dr. Adenauer: 

Als 1. Vorsitzender der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
eröffne ich unseren 8. Bundesparteitag. Ich danke Ihnen ollen von Her­
zen für Ihr Erscheinen. Seit unserem letzten Zusammensein auf unserem 
7. Parteitag in Hamburg sind manche unserer Freunde, viele von.denen, 
die uns nahestehen, durch den Tod von uns gegangen. 

(Die Anwesenden erheben sich.) 
Einige von ihnen möchte ich namentlich nennen und in die Ehrung für 
sie alle diejenigen einschließen, die v/ir nicht namentlich aufführen kön­
nen. 

Ich nenne unseren Freund Karl Arnold. Er war uns allen ein guter treuer 
Freund und Mitstreiter und ist nach Aufwendung seiner letzten Kraft 
vor der entscheidenden Wahl in Nordrhein-Westfalen von uns gegan­
gen. Ich nenne den früheren Bürgermeister der Stadt Berlin, Dr. Walter 
Schreiber, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes Berlin. Herr Schrei­
ber hat in all den Jahren seit dem Zusammenbruch mit unverbrüchlicher 
Treue und Zähigkeit an dem Kampf um Berlin teilgenommen. Ich nenne 
den früheren Oberpräsidenten der Provinz Westfalen, Johannes Gro-
nowski. Gronowski, vielen von uns persönlich bekannt, mit vielen von 
uns befreundet, hat in den ersten Zeiten der CDU am Aufbau der Christ­
lich Demokratischen Union in Nordrhein-Westfalen tatkräftig mitgear-
beitet.'Sein kluger Rat hat uns viel geholfen. Er war uns allen ein treuer 
Freund. Ich nenne zum Schluß den früheren Bundestagsabgeordneten -
Walter Brockmann, weil er gerade hier in Schleswig-Holstein, in dem 
Land, in dem wir unseren Parteitag abhalten, für unsere Ziele gewirkt 
und gestrebt hat. 
Ich danke Ihnen, meine Herren! 

Der Bundesvorstand und der Bundesausschuß machen Ihnen durch mei­
nen Mund Vorschläge für die Zusammensetzung des Präsidiums dieses 
Parteitages. Ehe ich Ihnen diese Vorschläge mitteile, lassen Sie mich 
einen Brief unseres Freundes Jakob Kaiser verlesen. Herr Kaiser schreibt 



an mich mit der Bitte, Ihnen diesen Brief zur Kenntnis zu bringen, folgen­
des: 

„Verehrter Herr Bundeskanzler! Es ist mir sehr schmerzlich, nun, 
da Sie aus Ihrem Urlaub an den Rhein zurückgekehrt sind, mit­
teilen zu müssen, daß ich auch an unserem diesjährigen Parteitag 
nicht teilnehmen kann. Meine Erkrankung, die sich nach wie vor 
als hartnäckig erweist, duldet es nicht. Da nun aber der Parteitag 
in diesem Jahr auch die Wahl des Vorsitzenden und seiner Stell­
vertreter vorzunehmen hat, mußte ich prüfen, ob ich bei meiner 
Erkrankung das Recht habe, noch das Amt eines stellvertretenden 
Vorsitzenden zu bekleiden. Angesichts der Tatsache, daß ich 
meine volle Bewegungsmöglichkeit noch immer nicht wieder­
erlangt habe,-muß ich das leider verneinen und damit darauf ver­
zichten, mich noch einmal als stellvertretender Vorsitzender zur 
Wahl stellen zu lassen. Ich werde meinen engeren Freunden von 
diesem meinem Schreiben an Sie und von meinem EntscHluß 
Kenntnis geben. Es bedarf dabei Ihnen, Herr Bundeskanzler, wie 
allen meinen engeren Freunden gegenüber nicht der Betonung, 
wie schmerzlich es mir ist, diese Entscheidung treffen zu müssen. 
Ich bin mit unserer Parteigemeinschaft, deren Idee vor allem auch 
aus dem Kreise meiner Freunde in der Widerstandsbewegung 
Gestalt annahm und die in der größten Notzeit unseres Volkes 
verwirklicht wurde, seit ihrem Beginn auf das engste verbunden. 
Sie wissen, Herr Bundeskanzler, wie sehr mir daran lag, die 
Christlich Demokratische Union durch eine entschlossene soziale 
Politik insbesondere auch für breite Kreise der Arbeiterschaft zur 
politischen Heimat werden zu lassen und ihr zugleich in der 
Bemühung um die Wiedervereinigung unseres Volkes den ersten 
Rang zu sichern. Ich wußte ja seit dem Entstehen unserer Partei, 
wie groß das Vertrauen war und ist, das insbesondere auch die 
Zone ihr vom ersten Tag an entgegenbrachte. Ich habe für diese 
beiden Ziele meine beste Kraft eingesetzt, und ich werde ihnen 
weiter dienen, soweit es meine Kraft noch erlaubt, auch wenn 
ich meiner Erkrankung wegen nicht mehr an sichtbar verantwort­
licher Stelle stehen kann. 

Ich bitte Sie, Herr Bundeskanzler, dieses mein Schreiben dem 
Parteitag zur Kenntnis zu bringen und die Parteifreunde zugleich 
wissen zu lassen, daß ich mit meinem Dank für alle Freundschaft 
und alles Vertrauen meine aufrichtigen Wünsche für sie und für 
die Partei und ihre verantwortungsvolle Aufgabe verbinde. 
Mit meinen aufrichtigen Wünschen insbesondere auch für Sie, 
Herr Bundeskanzler, und mit meinem Dank für Ihr Vertrauen ver­
bleibe ich IL, „,„„L„„„, 

lr>r ergebener 
Jakob Kaiser" 

Meine lieben Parteifreunde! Dieser Entschluß unseres Freundes Kaiser 
hat uns alle überrascht. Aber ich glaube, wir müssen diesen Entschluß, 
den er nach reiflicher Prüfung und Überlegung gefaßt hat, achten. Aber, 
meine Damen und Herren, Jakob Kaiser wird weiterhin mit uns in enger 
Verbundenheit arbeiten. Er wird uns niemals seinen klugen und guten 



Rat versagen, und er wird weiterhin auf die Arbeit unserer Partei - auch 
wenn er nicht mehr stellvertretender Vorsitzender ist — einen entschei­
denden Einfluß ausüben. Ich glaube, Sie alle werden mit mir darin über­
einstimmen, daß wir ihm von ganzem Herzen für alles das danken, was 
er uns in vielen, vielen Jahren der Zusammenarbeit politisch und mensch­
lich gegeben hat. (Beifall.) Der Bundesvorstand und der Bundesausschuß 
machen Ihnen nun für die Zusammensetzung des Präsidiums folgenden 
Vorschlag: 

Vorsitzender: Ministerpräsident von Hassel 
Vertreter und Beisitzer: Bundesminister Lemmer 

Landtagspräsident Gockeln 
Landtagspräsident Kratz 
Dr. Foy 
Frau Dr. Jochmus 
Gräfin Hagen 
Dr. Stoltenberg 
Dr. Even 

Darf ich feststellen, meine Damen und Herren, daß Sie diesem Vor­
schlage zustimmen? — (Beifall.) 

Dann bitte ich nunmehr Herrn Kollegen von Hassel, die Leitung zu über­
nehmen, und die übrigen genannten Damen und Herren, ebenfalls an 
diesem Tisch Platz zu nehmen. (Beifall.) 

Präsident v. Hassel: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Domen und 
Herren! Liebe Gästel Meine lieben Parteifreunde! 
Ich darf zunächst im Namen des Präsidiums, das ich bitte, sich hier oben 
zu versammeln, herzlich für das Vertrauen danken, das Sie diesem Prä­
sidium entgegenbringen, und ich hoffe, daß wir die Arbeit während die­
ser hiesigen Tagung vom Präsidium aus so werden gestalten können, 
daß der Parteitag in einer guten Form ablaufen wird. 
Ich habe zunächst einmal aus vollem Herzen - nicht nur namens des 
Parteitages als sein Präsident, sondern gleichzeitig namens unserer 
schleswig-holsteinischen Bevölkerung - unseren 1. Bundesvorsitzenden, 
Herrn Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer, zu begrüßen. (Beifall.) V^ir 
danken Ihnen, Herr Bundeskanzler, von Herzen für die Worte, die Sie 
zunächst einmal zu uns hier gesprochen haben, und wir danken Ihnen 
für die herzlichen V/orte an unseren Freund Jakob Kaiser drüben in 
Berlin. 

Ich darf die zahlreichen Delegierten aus allen Landesverbänden begrü­
ßen. Ich darf den stellvertretenden Vorsitzenden, unseren Freund, den 
Bundestagspräsidenten Herrn Dr. Eugen Gerstenmaier, begrüßen. 
(Beifall.) Ich begrüße die Ministerpräsidenten der deutschen Länder: 
Dr. Franz Meyers, Dr. Peter Altmeier, Dr. Gebhard Müller, Egon Rei­
nert - den Ministerpräsidenten des Saarlandes - , (Beifall) den Minister­
präsidenten Bayerns, Dr. Hanns Seidel. Ich begrüße die Herren Bundes­
minister, an ihrer Spitze den Vizekanzler, Herrn Professor Dr. Ehrhard. 
Ich begrüße Herrn Dr. von Brentano, Herrn Etzel, Herrn Dr. Schröder, 



^ , 



Parteitagspräsident Kai-Uwe von Hassel im Gespräch mit Frau Dr. Jochmus 
und Dr. Stoltenberg MdB, dem Bundesvorsitzenden der Jungen Union. 



Herrn Bundesminister Strauß, Herrn Dr. Lübl<e, Hern Theodor Blank, 
Herrn Ernst Lemmer, unseren Freund Lücke, ich begrüße Herrn Professor 
Dr. Oberländer, Herrn Dr. Würmeling, Herrn Dr, Lindrath. (Beifall.) 

Ich darf mitteilen, daß Herr Bundesminister Stücklen, der nach seiner 
Operation noch nicht wieder völlig genesen ist, am Erscheinen verhindert 
ist und uns seine Grüße übermittelt hat. 

Ich begrüße die Landtagspräsidenten, soweit wir sie stellen. Ich begrüße 
Landesminister und Senatoren. Ich begrüße die Mitglieder der Bundes­
tagsfraktion der CDU/CSU, an ihrer Spitze Herrn Dr. Heinrich Krone. 
(Beifall.) 

Ich begrüße unseren bayerischen Freunde von der CSU, an ihrer Spitze 
Sie; Herr Kollege Dr. Seidel, und Ihre Freunde, die Sie mit zu uns gekom­
men sind, insbesondere die Minister. 

Wi r begrüßen die große Zahl ausländischer Gäste, die heute wiederum' 
auf diesem Parteitag anwesend sind. Ich begrüße - ich t larf vielleicht 
erwähnen, daß es etwas schwierig für mich ist, eine protokollarische Rei­
henfolge zu finden, deswegen habe ich sie geographisch ein wenig ein­
geordnet von Norden nach Süden - zunächst die Vertreter der Höger-
partiet Schwedens, Herrn General Helge Jung und Herrn Direktor Folke 
Anger. Ich begrüße die Vertreter der Konservativen Partei Dänemarks, 
den ehemaligen dänischen Außenminister Herrn Kraft, und Herrn Mor-
ten Kampfhövener, als Vertreter der Konservativen Partei Großbritan­
niens den Präsidenten des Außenpolitischen Büros der Konservativen 
Partei, Herrn Abgeordneten Smithers. Ich begrüße als Vertreter der 
Antirevolutionären Partei der Niederlande ihren Präsidenten, Dr. Berg-
huis, und den Generalsekretär, Dr. von der Sluis, als Vertreter der Christ­
lich-Sozialen Partei Belgiens Herrn Generalsekretär Tindemanns, als 
Vertreter der Schweizerischen Konseravtiven Volkspartei ihren General­
sekretär, Herrn Dr. Rosenberg, als Vertreter der österreichischen Volks­
partei ihren Generalsekretär, Herrn Nationalrat Dr. Maleta, als Vertre­
ter der Christlich Demokratischen Union Zentraleuropas ihren Präsiden­
ten, Dr. Prochazka, und ihren Generalsekretär, Herrn Konrad Sieniewicz. 
Und schließlich, aber zugleich mit einem besonderen Akzent der Ver­
bundenheit, begrüße ich die Vertreterin der Demokrazia Christiana 
Italiens, Frau Abgeordnete le Conci. (Beifall.) 

Im Laufe des Tages wird der Präsident der Internationalen Union Christ­
licher Demokraten, Herr Staatsminister de Schryver, eintreffen; es wer­
den weitere ausländische Gäste im Laufe des heutigen Tages erwartet. 
Ich darf ihnen aber schon jetzt einen herzlichen Gruß mit auf den Weg 
geben. 

Ich begrüße weiter den Vizepräsidenten des Europarates, Herrn Dr. Kurt 
Georg Kiesinger, und als Vertreter der Christlich Demokratischen Frak­
tion des Europäischen Parlamentes unseren Freund, Herrn Professor 
Hans Furier (Beifall.) 

Ich begrüße alsdann die Vertreter der gastgebenden Stadt Kiel, an ihrer 
Spitze den Herrn Stadtpräsidenten Dr. Sievers und den Herrn Ober­
bürgermeister Dr. Müthling. (Beifall.) 



Diesem ungeheuren .Zustrom deutscher Landsleute aus Ost- und Mittel­
deutschland in jener Zeit des Darbens, der eigenen Hilflosigkeit, der 
Ungewißheil, auch nur annähernd ausreichende Lebensbedingungen in 
diesem Land,zu bieten, dazu fehlten damals zunächst so gut wie alle 
Voraussetzungen. Schleswig-Holstein wurde zum Flüchtlingsland Nr. 1. 
Man gab ihm hierzulande wie anderswo die Bezeichnung Armenhaus -
das Armenhaus der Bundesrepublik. 

Nun, das Wort Armenhaus hat-keinen Bestand gehabt; aber nicht des­
halb, weil die besondere Notlage dieses Landes etwa sehr rasch über­
wunden werden konnte. Das war in kurzer Zeit gar nicht denkbar, und 
das konnte selbst bis heute noch nicht geschehen. Was aber Wirklichkeit 
wurde, das war ein anfangs allmählicher und sich immer rascher voll­
ziehender Aufstieg aus eigener Kraft, wie ihn in diesem Ausmaße nie­
mand erwartet hatte. Als sich auch nur die ersten Erfolge zeigten, als 
sich sichtbar erwies, daß man auch auf Trümmern bauen konnte, daß das 
Kapital der Herzen und der Hände schwerer wog als das 
Kapital des Geldes und daß man mit Zuversicht, mit Mut und mit Tat­
kraft auch einem scheinbar hoffnungslosen Elend erfolgreich zuleibe 
rücken konnte, da waren es zuerst die Schleswig-Holsteiner selbst, die 
es ablehnten, ihr Land weiterhin als Armenhaus bezeichnen zu lassen. 

( Denn dieses Wort roch zu sehr nach der Muffigkeit einer Hütte, in der 
alte, gebrechliche, bedauernswerte Menschen langsam dahinsiechen, 
solange sie von Almosen am Leben erhalten werden können. 

Antrieb und Motor des Wiederbeginns war nicht nur der finanzielle 
Kredit, dessen sich Wirtschaft und Bevölkerung dieses Landes würdig 
erweisen wollten, sondern wohl mehr der moralische. Es war der Aus­
druck des wiedergewonnenen Selbstvertrauens und des Bewußtwerdens 
der eigenen Leistungskraft. Meine Freunde! In einem solchen Land, in 
dem jeder dritte Bürger aus unseren Ostgebieten stammt, dessen Ge­
schichte der letzten dreizehn Jahre geprägt ist von der Not, von dem 
Elend der Vertriebenen, der Flüchtlinge, der Spätheimkehrer, der Spät­
aussiedler, ist die Überzeugung Allgemeingut geworden, daß das 
oberste Anliegen aller - ob Politiker, ob Wirtschaftler, ob Bauer oder 
Handwerker, ob Arbeiter oder Unternehmer, ob Katholik oder Prote­
stant, ob Einheimischer oder Vertriebener - zu sein hat: Erstens die 
Wiedervereinigung aller Teile unseres zerrissenen Vaterlandes und zwei­
tens die ständige menschliche, persönliche Verbindung zu den Menschen 
jenseits des Eisernen Vorhanges. (Lebhafter Beifall.) 

Hier weiß man, daß die Wiedervereinigung nicht ,nur Sache der regie­
enden, sondern aller Bürger ist, und daß sie nicht Streitgegenstand der 
Parteien sein darf. (Beifall.) Hier bemühen wir uns darum, daß sich keine 
Partei hinsichtlich ihres Willens zur Wiedervereinigung besser dünkt 
denn jene - die SPD unterscheidet sich nicht von der CDU, die DP, die 
FDP sich nicht vom BHE darin, daß alle gleichermaßen die Wiederver­
einigung wollen, ohne Wenn und Aber, ohne' parteitaktische Über­
legungen. (Beifall.) 

Zur Frage der Wiedervereinigung gehört aber auch, daß man sich um 
n olle die Brüder und Schwestern kümmert, die'aus unseren Ostgebieten 



Lassen Sie mich als Regierungschef dieses Landes einmal folgendes 
sagen. Wer sich ernsthaft mit dem Gang der deutschen Geschichte be­
beschäftigt, der wird durch die Jahrhunderte hindurch ein immerwäh­
rendes Ringen zwischen Föderalismus auf der einen und Unitarismus 
auf der anderen Seite beobachten. Mir scheint, daß gerade wir Deut­
schen mit beiden Strömungen - dem Föderalismus bis zur Selbstzerstük-
keiung und dem Zentralismus bis zumTotalitarismus-unsere besonderen 
Erfahrungen haben sammeln müssen und daß wir gewarnt sind. Für 
jeden, der im Staate Verantwortung trägt, geht es doch darum, daß 
unser Staat wie jeder moderne demokratische Staat seinen Bürgern in 
allen Teilen Schutz und allen die gleiche Möglichkeit zur Entfaltung ihrer 
Kräfte bieten soll, damit sich diese aus freier Entscheidung in dem 
Bewußtsein ihrer Verantwortung in das Ganze einzufügen; denn das ist 
doch wohl der tiefere Sinn des föderativen Prinzips, das richtige Ver­
hältnis zwischen Bindung und Freiheit, zwischen Einheitlichkeit und Man­
nigfaltigkeit zu finden, das rechte Maß, um den beiden gefährlichen 
Extremen Zentralismus und Partikularismus zu wehren. 

Lassen Sie mich ein Weiteres aus den Erfahrungen dieses Grenzlandes 
sagen. Die Bundesrepublik wird nur gesund sein, wenn auch ihre Rand­
gebiete gesund sind, wenn entlang der nassen und der trockenen Bun­
desgrenze, vor allem entlang der Schicksalsgrenze an der Zone, stabile, 
gesunde Verhältnisse bestehen. Wandern von diesen Randbezirken die 
Menschen ins Zentrum, angezogen durch wirtschaftlich günstigere Bedin­
gungen, fangen die Räume an, menschenleer zu werden, dann nimmt 
ihre wirtschaftliche Kraft ab, dann veröden die Provinzen, dann nimmt 
die soziale Spannung zu und dann ist von dort, von den Rändern her, 
unsere Bundesrepublik gefährdet. 

Uns sollte ein Wort mahnen, dos der frühere französische Botschafter 
Francois Poncet bei seiner Abschiedsrede in Bonn resigniert äußerte: 
Er beneide uns um unseren Föderalismus, denn im zentralistischen Frank­
reich zöge der Kopf, Paris, alles Blut an; die Gliedmaßen, die Rand­
zonen, aber würden blutleer. Lassen Sie mich als Landesvorsitzender 
dieses Landes sagen: Es ist die große Aufgabe unserer Partei, fern jeder 
Gleichmacherei, die Klammer zwischen den Ländern und vom Bund her 
zu seinen Ländern zu bilden. (Beifall.) 

Mir scheint, das so leicht ausgesprochene Wort von der Beseitigung des 
angeblichen Länderegoismus kann zu einem gefährlichen Spielzeug in 
der Begriffswelt politischer Dilettanten werden. Es ist meine Über­
zeugung, daß die großen Leistungen des Wiederaufbaues in allen Tei­
len unseres Vaterlandes nicht in dem Maße i,n der verhältnismäßig kur­
zen Zeit zustande gekommen wären, wenn nicht gleich nach 1945 die 
zupackende Verantwortungsfreudigkeit und die Einsicht in die unmittel­
baren Lebensnotwendigkeiten bei den Organen der Selbstverwaltung 
und bei den Ländern gelegen hätten. Wie hätte man in Bayern zum 
Beispiel die Probleme des Bayerischen Waldes lösen sollen, wenn nicht 
von München aus in eigener politischer und parlamentarischer Verant­
wortung auf die Besonderheiten dieses Raumes hätte Bezug und Be­
dacht genommen werden können? Wie hätte man etwa dem Saargrenz-

13 gürtel oder der Eifel, dem Hessenraum an der Zpne, wie hätte man 



sehe Minderheit ein kulturelles Leben mit 90 Schulen, mit zahlreichen, 
Kindergärten, Altersheimen und Jugendheimen und Büchereien auf. Man 
schickte alle Kinder jeden Sommer für viele Wochen nach Dänemark; 
man betreute, man versorgte und man schickte Pakete. Der einzelne 
hoffte, auf diese Weise selbst und mit seinem Landesteil aus der deut­
schen Not ausscheiden zu können, aus ihr gleichsam entlassen zu v^er-
den. Das immer wieder noch heute ausgesprochene Ziel der dänischen 
Minderhert hie(3: Wir wollen dieses Land wiedergewinnen; in freier 
Entscheidung soll es nach Dänemark heimgeführt werden. Das Land, 
auf das sie dabei Anspruch erheben, können Sie, meine Freunde, von 
hier aus mit den Straßenbahnlinien 1 und 4 erreichen. Es fängt jenseits 
des Nordostseekanals an. Es wird Ihnen unfaßbar sein, es wird Ihnen 

' als ein Anachronismus erscheinen, daß es in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts Menschen gibt, die Grenzen verschieben wollen. Wir 
alle in dieser Halle meinen doch, daß es nicht Aufgebe ist, Grenzen zu 
verschieben, sondern sie zu überwinden. (Lebhafter Beifall). 

Und so haben wir versucht, die Verhältnisse dort oben zu entspannen, 
zu normalisieren. Wir haben erreicht, daß in umfassenden Gesprächen -
zunächst in Kopenhagen und dann in Bonn — Erklärungen formuliert 
werden konnten, die diesen Minderheiten.beiderseits der Grenze - der 
dänischen hier, der deutschen nördlich der Grenze - jede nur erdenk-' 
liehe Freiheit brachten, Sie unterliegen bei Wahlen keiner Sperrklausel; 
sie haben ihre eigenen Schulen mit Examensrecht, sie haben jede über­
haupt nur denkbare Freiheit, und ich glaube, daß wir diese Dinge hier 
in einer sehr fortschrittlichen Form geordnet haben. Würden unsere 
deutschen Staatsbürger dänischen Volkstums, also Angehörige der däni­
schen Minderheit südlich der Grenze, ebenso.viel gesunde Vernunft und 
das Verständnis um die geschichtliche Entwicklung aufbringen, wie es 
die führenden Männer der Königlich-dänischen Regierung tun, dann 
gäbe es keinen Grenzkampf mehr in diesem Lande, sondern dos un­
gestörte Zusammenleben, den friedlichen und den kulturellen Wettstreit 
von Menschen, die sich der Verwandtschaft deutschen und' dänischen 
Volkstums bewußt bleiben, aber eindeutig auf jede Grenzrevision ver­
zichten, genauso eindeutig, wie es unsere deutsche Minderheit im däni­
schen Nordschleswig getan hat. (Beifall.) 

Auf ein Viertes habe ich hingewiesen. Lassen Sie es mich hier einmal 
etwas eingehender behandeln. Schleswig-Holstein ist ein ganz überwie­
gend evangelisches Land. Nur sechs Prozent unserer Menschen hier 
gehören der römisch-katholischen Konfession an. Es ist damit das Bun­
desland mit dem geringsten Anteil an katholischer Bevölkerung. Noch 
nicht einmal diesem Antei l entsprechend'gibt es in der CDU-Fraktion 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages bei 25 Abgeordneten einen ein­
zigen katholischen Abgeordneten. Sie werden verstehen, weshalb ich 
dieses sage und besonders darauf hinweise. Unsere politischen Gegner 
- und auch unsere Partner — behaupten mit einer Beharrlichkeit, die 
einer besseren und richtigeren Sache wert wäre, die Christlich Demo­
kratische Union sei eine klerikale Partei. iSolange die Union besteht, 
wird ihr nachgesagt, daß sich in ihr der evangelische Teil der Bevölke-

15 rung gegenüber der anderen christlichen Konfession politisch nicht habe 



Der bayerische Ministerpräsident Dr. Hanns Seidel (CSU) und Dr. von Brentano. 

Bundesschafzminister Dr. Hermann Lindroth (rechts), Kurt Schmücker MdB, Vorsit­
zender des Bundesarbeitskreises Mittelstand der CDU/CSU, Dr. Fritz Hel lwig MdB, 
Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaftspolittlc. 



Ministerpräsident Peter Altmeier bei 

der Abstimmung. *h 



Die Referate und die Diskussion werdep — davon bin icii überzeugt -
herausstellen, was die Union zum Segen unseres Volkes erstrebt und wo­
für sie gekämpft und seit ihrer Gründung gewirkt hat. Die CDU hat von 
der Mehrheit des deutschen Volkes ein Mandat erhalten, dessen sie sich 
würdig erweisen wird - in der Zielsetzung, in der praktischen Politik, in 
der Form der Auseinandersetzung, in die sie gestellt ist und der sie nicht 
ausweichen wird. Die CDU ist stolz darauf, daß sie offen debattiert. 
Hier darf der Diskussion jeder beiwohnen. Wie verschweigen nichts, 
wir beschönigen nichts. Wir sind eine Partei, die Diskussion wi l l , die dos 
Gespräch pflegt, die sich nicht scheut, auch vor Landtagswahlen im 
gastgebenden Lande schwierige Fragen zu behandeln (Beifall). 

In solchem Sinne, meine Freunde, wünsche ich dem Bundesparteitag 
einen glücklichen, erfolgreichen Verlauf. Unsere Partei ist niemals Selbst­
zweck gewesen. Ihre Arbeit wird stets heißen, was sie immer hieß: 
Dienst am deutschen Volke! (Bravo! und lebhafter Beifall). 

Meine Damen und Herren! Ich übergebe jetzt das Wort zur Begrüßung 
zunächst dem Vertreter der Stadt Kiel, Herrn 

Stadtpräsident Dr. Sievers - Kiel: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Im Namen des Rates der Stadt Kiel und des Magistrats und 
gleichzeitig auch im Namen des heute morgen anwesenden Herrn Ober­
bürgermeisters Dr. Müthling, heiße ich Sie hier im Norden, in Kiel, herz­
lich willkommen. Sie sind sicherlich ausnahmslos in den Gemeinden, in 
den Ländern oder im Bunde tätig, ehrenamtlich oder an noch verant­
wortlicherer Stelle. Sie werden sicherlich Gelegenheit nehmen, sich die 
Stadt Kiel anzusehen und manches Bild davon mit nach Hause nehmen. 
Die Stadt Kiel war 1945 zu 80% zerstört - das war das Schicksal vieler 
Städte. Hier in Kiel, in Schleswig-Holstein, finden Sie eine Bevölkerung, 
die doch mit Fug und Recht sagen darf, daß sie auf eine starke demo­
kratische Vergangenheit zurückblicken kann. Ich brauche nur an den 
Bauernfreistaat Dithmarschen zu erinnern, der sich ja mit seiner Konsti­
tution und mit seinem Freiheitskampf den auf ihre Demokratie mit Recht 
stolzen Schweizern ebenbürtig an die Seite stellen kann. Ich brauche nur 
auf das friesische Deichrecht hinzuweisen, seit Jahrhunderten das Mittel 
der friesischen Bauern im Kampfe gegen den Blanken Hans. Die Hanse­
städte hier im Norden - Lübeck an der Spitze - beweisen das, was ich 
vorhin behauptet habe, und auch die Holsten, die Bewohner dieses 
Landes, haben noch bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts ihr Ding­
recht als - wie sie sich selber nannten - freie Holsten gewahrt. 1848 
haben wir uns als Volk hier gegen die Verhältnisse gewehrt, die damals 
auf dem Lande lasteten, und haben mit einer eigengebildeten Regierung 
eigenständig einen Kampf um unser Recht und um unsere Freiheit durch­
geführt. 

So war es auch 1945 kein Wunder, daß diese Bevölkerung, die für Bür­
gertum und auch für Bürgerstolz Sinn hatte, sagte: Wi r wissen zwar 
nicht, welches Schicksal die Stadt Kiel haben wird, und doch wollen wir 
beginnen. Werften, Marine und alles andere, was früher eine Rolle 
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aller dieser Bestimmungen nicht damit rechnen, daß sie wieder auf­
gebaut würden. Aber der Gemeinsinn der Bürger und ihr Stolz darauf, 
es zu sein, und auch ihre Vergangenheit ließen es nicht zu, diese Stadt 
in Trümmern liegen zu lassen, sondern sie packten an. Man hat damals 
gesagt: Wie finanzieren die Kieler eigentlich ihren Aufbau? Das kann 
ja wohl nur so sein, daß sie sich aus dem Aufbau heraus selber finan­
zieren, denn andere Möglichkeiten haben sie dazu ja gar nicht. 

Jetzt sieht die Stadt anders aus, und ich freue mich, daß mir der Herr 
Bundeskanzler vorhin sagte, die Stadt habe gegenüber der Zeit vor vier 
Jahren, als er in unserer Stadt weilte, schon wieder große Fortschritte 
gemacht. Wir werden auch auf diesem Gebiete weiterarbeiten. Sie 
sehen also, daß sie eine Bevölkerung hat, die gerade Ihrer Arbeit gegen­
über oufgeschlossen in allgemein-politischem Sinne dasteht. So darf 
ich wünschen und hoffen, daß sich alle die Beschlüsse, die hier gefaßt 
werden, zum Segen unseres Volkes, unseres Vaterlandes und auch -
das darf ich einschließen — nicht zuletzt unserer deutschen Städte aus­
wirken möge (Beifall). 

Präsident von Hassel: 

Ich danke unserem Parteifreund, dem Stodtpräsidenten der gastgeben­
den Stadt Kiel, sehr herzlich für die Grußworte. Ich erteile nun das Wort 
dem Vertreter der CSU, Herrn 

Ministerpräsident Dr. Hanns Seidel - München: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich empfinde es als eine Ehre, Ihnen zu Ihrem 8. Bundespartei­
tag die herzlichen Grüße der Christlich Sozialen Union in Bayern über­
bringen zu dürfen. Aus dem gleichen weltanschaulichen Wurzelgrund 
gewachsen und wachsend und mit dem gleichen politischen Ziel sind wir 
in den letzten Jahren Schulter an Schulter den steilen und beschwer­
lichen Weg des Wiederaufbaues gegangen. Vieles hoben wir gemein­
sam erreicht, und wir wissen, daß die Bundesparteitage der Christlich 
Demokratischen Union Stationen der Sammlung und neuen Fortschrei­
tens auf diesem Wege gewesen sind. 

Ihre bayerischen Freunde haben den aufrichtigen Wunsch, daß auch 
dieser Kieler Parteitag nicht nur das Erreichte zusammenfaßt und dar­
stellt, sondern daß er auch den Blick in die Zukunft weiten möge. Wenn 
wir auch wissen, daß in den hinter uns liegenden Jahren die Außen­
politik für uns geradezu schicksalsentscheidend gewesen ist, wenn wir 
auch nicht übersehen können, daß die Weltlage auch in naher Zukunft 
der Außenpolitik eine besondere Rolle zuweisen wird, so sollten wir uns 
dennoch davor hüten, in der Innenpolitik sozusagen nur eine Funktion 
der Außenpolitik zu sehen. Die Innenpolitik hat für uns schon deshalb 
ein besonderes Gewicht, weil wir als die einzige wirkliche Volkspartei 
in Deutschland auf den Ausgleich bedacht sein müssen (Beifall). Die 
Christlich Demokratische Union ist ebenso wie die Christlich Soziale 
Union in allen Schichten unseres Volkes verankert. Dies ist unsere 
Stärke. Aber aus dieser Struktur unserer beiden Parteien ergibt sich auch 
manche Schwierigkeit. Diese Verwurzelung der CDU und der CSU in 18 



allen sozialen Schichtungen zwingt uns zu einer Innenpolitik, die nüch­
tern, überlegt und der sozialen Wirklichkeit der Bundesrepublik an-
gepaf3t ist. 

Jeder von uns weiß, daß dies außerordentlich schwierig ist. Deshalb 
wollen wir es als eine Auszeichnung betrachten, daß wir durch das 
ständig wachsende Vertrauen der Wähler zu uns dem Zwang zu einer 
klaren und einsichtigen Innenpolitik unterworfen sind, mehr als jede 
andere politische Partei. Unsere Maßnahmen haben nach der Begrün­
dung der Bundesrepublik die Richtung auch der Innenpolitik bestimmt; 
wir tragen dafür die Veranwortung. Diese Enfwicklung ist keineswegs 
abgeschlossen, und so ist uns deshalb aufgegeben, wachsam und auf­
geschlossen die Fragen zu steilen und zu beantworten, die sich aus der 
politischen, der wirtschaftlichen und der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
unseres Staatswesens ergeben. Wenn ich an die bedenkliche Wucherung 
des staatlichen Verwaltungskörpers erinnern darf, die zu einer gefähr­
lichen Minderung des Verantwortungsbewußtseins führt, wenn wir da 
und dort auf einen krassen Mangel an Gefühl für Sparsamkeit stoßen, 
wenn uns eine leere Betriebsamkeit, die in unseren Togen geradezu 
hochgezüchtet wird, daran hindert, die Dinge in Ruhe und mit Gründ­
lichkeit zu überdenken und reifen zu lassen, so sind das nur ein paar 
Hinweise auf die Aufgaben, die bewältigt werden müssen. 

Diese Aufgaben stellen sich nicht isoliert im materiellen Umkreis unseres 
Lebens. Sie sind vielmehr auch Ergebnis des mehr als problematischen 
Zustondes unserer Zeit. Deshalb glaube ich, daß es eine gute Sache ist, 
daß uns morgen Parteifreund Gerstenmaier den geistigen Hintergrund 
jener Aufgaben ausleuchten wird, die nur bei vordergründiger Betrach­
tung als Aufgaben des Tages erscheinen. Die Christlich Soziale Union 
wird ihren Nutzen aus dem Ergebnis Ihrer Beratungen haben. Die 
kameradschaftliche Verbundenheit, die das Verhältnis der CDU zur CSU 
auszeichnet, wird dadurch gestärkt, und unsere guten Wünsche zum 
Gelingen Ihres Parteitages kommen nicht nur aus dem Herzen, sondern 
sind ebensosehr durch das gemeinsame Interesse bestimmt, nämlich das 
gemeinsame Interesse an einer Gestaltung des menschlichen Zusam­
menlebens, die von den leuchtenden Prinzipien unserer christlichen 
Weltanschauung geprägt wird. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, darf ich Ihnen als Vertreter 
für die CSU nochmals einen glücklichen und erfolgreichen Verlauf Ihres 
Parteitages wünschen (Beifall). 

Präsident von Hassel: 

Lassen Sie mich Ihnen, lieber Freund Dr. Seidel, sehr herzlich danken. 
Ich glaube, daß die Worte der kameradschaftlichen Verbundenheit, die 
Sie zum Ausdruck gebracht haben, und die leuchtenden Prinzipien der 
christlichen Weltanschauung, die uns gemeinsam verbinden, ein gutes 
Band zwischen Ihnen und uns sind und immer sein werden. 

Ich erteile jetzt dem Präsidenten der Christlich Demokratischen Fraktion 
19 des Europäischen Parlaments das Wort, unserem Freund 



Prof. Dr. Hans Furier: 

Herr PräsidenH Herr Bundeskanzler! Verehrte Gäste! Liebe Partei­
freunde! Für die Internationale Cliristlicli Demol<ratisclie Frolction des 
Europäischen Parlaments habe ich die Ehre, der Christlich Demokrati­
schen Union herzliche Grüße und die besten Wünsche für die zukünftige 
Entwicklung zu überbringen. Am 10. September waren es sechs Jahre, 
daß die Gemeinsame Versammlung, diese Vorgängerin des Euro­
päischen Parlaments, ihre erste konstituierende Sitzung abhielt, und 
schon am Tage danach entstand die Internationale Christlich Demokrati­
sche Froktion, die in jener Versammlung bei 78 Parlamentsmitgliedern 
37 Angehörige hatte und heute im Europäischen Parlament bei 142 Mit­
gliedern 67 Mitglieder hat, deren Zahl wahrscheinlich durch die italie­
nischen Wahlen auf 69 Mitglieder erhöht werden wird, die also nahezu 
die absolute Mehrheit in diesem Europäischen Parlament hat. Wir ver­
treten mit dieser Fraktion zehn nationale Parteien. Einzelne Staaten 
haben nur eine nationale christlich demokratische Partei, andere hoben 
mehr. Wir haben in Belgien die Christlich-Soziale Partei, in Frankreich 
dos MRP, in Luxemburg die Christlich-Soziale Volkspartei, in Italien 
neben der großen Demokrazio Christiana aber auch dieSüdtiroler Volks­
partei, die unserer Fraktion angehört. Wir haben in den Niederlanden 
drei Parteien, die Katholische Volkspartei und die zwei auf protestanti­
scher Grundlage aufbauenden: die Antirevolutionäre Partei und die 
Christlich-Historische Union. Ich gestehe, für Deutschland hätte ich fast 
einen Fehler gemacht. Ich wollte nämlich sagen, wir haben neun Par­
teien, also in Deutschland nur eine. Ich habe aber eben wieder in das 
Bewußtsein gerufen bekommen, daß wir zehn haben; aber nach außen, 
vom Europäischen her, mein lieber Herr Seidel, sehen die beiden Par­
teien - die CDU und ihre Schwesterpartei - doch sehr stark nach einer 
Partei aus (Lebhafter Beifoll). 

Schon die Stellung der Gemeinsamen Versammlung der Montanunion, 
als erstem Europäischem Parlament, wurde ständig durch die Tätigkeit 
der Fraktionen verstärkt. Wir haben drei Fraktionen, neben der Christ­
lich Demokratischen noch die Sozialistische und die Liberale. Die vor­
bereitende und die unmittelbar parlamentarische Arbeit der drei Frak­
tionen schlossen von vornherein ein Auseinanderfallen des Parlaments 
in nationale Vereinigungen aus. Gegensätze nationaler Art und die da­
durch entstehenden Spannungen werden innerhalb dieser Fraktionen 
ausgeglichen, die entscheidend auch mitwirkten, dieses Parlament auf 
seine konkreten Aufgaben und auf die spezielle Aufgabe der Weiter­
führung der europäischen Integration zu konzentrieren. Es war ein 
großes Ziel der Gemeinsamen Versammlung, die einheitliche parlamen­
tarische Kontrolle der drei europäischen Gemeinschaften zu erreichen. 
Als letzter Präsident dieser Versammlung hatte ich gerade in diesem 
Kampf um die einheitliche Kontrolle eine ausgezeichnete ständige Stütze 
durch die Christlfch Demokratische Union. Ich betone aber, daß die 
anderen Fraktionen bei diesen Auseinandersetzungen um die Einheit, 
aus der dann dos neue Europäische Parlament hervorging, die gleiche 
Einstellung hatten. Die Christlich Demokratische Internationale Fraktion 
hat bei allen diesen Arbeiten nicht nur durch ihre Größe, sondern auch 20 



durch ihre politische Haltung eine entscheidende Rolle gespielt. Diese 
entscheidende Rolle der Fraktion war besonders deutlich - und dos darf 
gesagt werden - in der Übergangszeit von dem alten auf das neue 
Parlannent. Denn da waren die Fraktionen die Träger der Einheit der 
Parlamente, und sie wahrten, die Veränderung überlebend, die Kon­
tinuität der parlamentarischen Entwicklung. Die Internationale Christlich 
Demokratische Fraktion bestimmte maßgeblich Arbeit und Geist der 
Gemeinsamen Versammlung. Sie wird als größte Fraktion auch das 
Europäische Parlament entscheidend beeinflussen, dos die wichtigste 
politische Kraft des neuen Europa ist und bleiben wird. 

Eine internationale Fraktion aber kann nicht aus sich allein leben; sie 
bedarf der laufenden Unterstützung durch die nationalen Parteien, aus 
denen sie gebildet ist. Diese Parteien stellen die entscheidenden Kraft­
quellen einer internationalen Fraktion dar, die ja im Gegensatz zu den 
nationalen Fraktionen keinen Unterbau in eigenen Wählergruppen 
hat. Die Christlich Demokratische Fraktion des Europäischen Parlaments 
lebt also wieder unmittelbar von dem Geist und von der Kraft, die von 
der großen stolzen deutschen Christlich Demokratischen Union ausgeht. 
Deshalb grüße ich diesen Parteitag besonders herzlich. Unsere Inter­
nationale Fraktion hofft auf Ihre ständige Unterstützung und Mitarbeit. 
Je besser die einzelnen nationalen Parteien auch durch die ausgewähl­
ten Persönlichkeiten in der Internationalen Fraktion vertreten sind, desto 
stärker wird der Einfluß auf das Europäische Parlament und auf die drei 
wirtschaftlichen Gemeinschaften Europas sein, die gerade jetzt so drin­
gend den Glauben an sich selbst und das Vertrauen auf die Notwendig­
keit, Richtigkeit und Zukunft der europäischen Integration benötigen 
(Lebhafter Beifall). 

Präsiden} von Hasset: 

dankt Prof. Furier: Nicht - wie im Programm vorgesehen - werden jetzt 
die Grußworte gesprochen, sondern es spricht zunächst einmal der 
Bundesvorsitzende. Während seiner Rede werden einige unserer 
Freunde gezwungen sein, zu einer Beerdigung nach Hamburg aufzu­
brechen, und ich bitte dieserhalb gütigst um Verständnis. 

Das Wort hat der 1. Bundesvorsitzende, Herr 

Bundeskanzler Dr. Adenauer : 
Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Fünfzehn Monate sind ver­
gangen, seit wir uns zum 7. Parteitag der Christlich Demokratischen 
Union in Hamburg versammelt haben. Die 15 Monate, die seitdem ver­
gangen sind, waren erfüllt mit innen- und außenpolitischen Ereignissen, 
mit Sorgen, Mühen und Arbeit, aber auch mit großen Erfolgen. Der 
größte Erfolg für unsere Partei war der Ausgang der Bundestagswahl 
am 15. September des Jahres 1957, der uns in verstärktem Maße die 
absolute Mehrheit im Bundestag brachte. Von 497 stimmberechtigten 
Abgeordneten erhielt die CDU/CSU bei dieser Wahl 271. Unsere Haupt­
gegnerin, die Sozialdemokratische Partei, erhielt nur 169 Sitze. Dieser 
Sieg wurde bestätigt durch den Ausgang der Landtagswahl in Nord-
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stark industrialisierten Lande, erhielt die CDU die Mehrheit im Land­
tage. 

Lassen Sie mich das Wachstum unserer Stimmenzahl in den drei Bundes­
tagswahlen durch einige Ziffern klarlegen. In der Bundesl-agswch! im 
Jahre 1949 erhielten wir 31 Vo der Stimmen, 1953 45,2%, 1957 50,2%. Es 
ist sehr selten, daß in einem demokratisch regierten Lande eine Partei 
während drei Wahlperioden des Parlaments die Regierung führt. Der 
CDU/CSU ist das gelungen. Den ersten Wahlkampf im Jahre 1949 haben 
wir auf Grund unseres Parteiprogramms geführt; wir waren ja eine neue 
Partei. In den beiden folgenden Wahlkämpfen ist uns der Sieg zuteil ge­
worden durch unsere unermüdliche Arbeit und die Erfolge dieser Arbeit, 
die aller Welt offenbar waren. 

Wir sind zum erstenmal seit dem Bundestagswahlkampf auf einem 
Parteitag zusammen. Es drängt mich, allen, die durch ihre Arbeit zu 
diesem Erfolg beigetragen haben, auch allen denen, die uns ihre Stimme 
gegeben haben, von Herzen zu danken. Die Wahl hat uns Macht ge­
bracht; aber der Besitz der Macht verpflichtet. Er verpflichtet uns genauso 
gut zu einer stetigen Gewissenserforschung, wie es der Verlust eines 
Wahlkampfes tun würde. Wir müssen uns ständig klar zu werden ver­
suchen, was wir gut gemacht haben und welche Fehler wir begangen 
haben. Wir müssen uns prüfen, ob wir unsere Organisation weiter und 
besser ausbauen müssen, ob wir mehr tun können für unsere Partei als 
bisher. Vor allem aber müssen wir uns immer bemühen, eine konse­
quente und folgerichtige Politik zu treiben. Einigkeit einer Partei, Folge­
richtigkeit ihrer Politik bringt ihr Vertrauen und Ansehen bei den Wäh­
lern. Klarheit und Folgerichtigkeit der Politik setzt voraus, daß wir uns 
klar sind und klar bleiben, auf welchen Grundsätzen unsere Politik von 
Anfang an beruht hat und auch jetzt beruht. Die tiefste Grundlage 
unserer Erfolge war die Erkenntnis, daß in Jahrzehnten wie in den unse­
ren, in denen der Materialismus bald mit brutaler Gewalt, bald durch 
kalten Krieg, bald im Gewände einer Pseudowissenschaft ein Volk nach 
dem andern zu erobern sucht, nur das Volk und nur die Partei ihm 
widerstehen können, die eine geistige, eine ethische Konzeption und 
Grundlage haben (Beifall). 

Das Fundament unserer Partei sind die Grundsätze, die sich im Laufe 
der Jahrhunderte auf christlich humanistischer Basis entwickelt haben. 
Ich nenne vor allem das vom Christentum entwickelte Postulat der Frei­
heit der Person. Wir alle wissen, daß Freiheit nicht Zügellosigkeit ist. 
Darin besteht der wesentliche Unterschied zwischen unserer Grund­
haltung und derjenigen der materialistischen Parteien: Wi r bejahen aus 
tiefster Überzeugung die Freiheit der Person, der Materialismus ver­
neint sie. 

Ich habe die Freiheit der Person mit Absicht an erster Stelle genannt; 
denn nur die Freiheit gestattet es dem Menschen, die ihm von Gott ver­
liehenen Anlagen und Kräfte zum Besten aller und zu seinem eigenen 
Besten voll zu entwickeln und zu gebrauchen. Das Postulat der Freiheit 
der Person gilt auch gegenüber dem Staat. Er darf seine Macht niemals 
so weit ausdehnen, daß die freie Entwicklung der Persönlichkeit dadurch 
beeinträchtigt wird (Beifall). 22 



Auf dem Grundsatz der Freiheit der Person muß nicht nur das politische 
Leben beruhen, sondern auch die Wirtschaft. Entwicklungen in der Wirt­
schaft können die freie Entwicklung des einzelnen gefährden, sie können 
auch eine Gefahr werden für die politische Freiheit. Es muß dafür ge­
sorgt werden, daß keine wirtschaftlichen Machtzusammenballungen ent­
stehen, die das wirtschaftliche und damit das politische Leben beherr­
schen können. Wirtschaftliche Machtzusammenballungen können in der 
Hand von Unternehmern ebenso gefährlich sein, wie in der Hand von 
Organisationen von Arbeitnehmern. (Lebhafter Beifall.) Kartelle können 
gefährlich werden, aber auch Gewerkschaften. 

Diese Erscheinungsformen der Machtzusammenballung auf der einen 
wie auf der anderen Seite werden wir darum mit großer Sorgfalt zu 
beobachten haben, damit sie nicht die Freiheit der wirtschaftlichen Ent­
wicklung beeinträchtigen. Es erfüllt mich mit großer Sorge, wenn Herr 
Ludwig Rosenberg, Mitglied des Bundesvorstandes des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes, in einem Referat auf dem Gewerkschaftstag der 
Gewerkschaft „Nahrung, Genuß und Gaststätten" erklärt, „die Gewerk­
schaften sind heute ein entscheidender Teil der demokratischen Gesell­
schaft". Was soll das Wort „entscheidend" heißen? In der demokrati­
schen Gesellschaft, im demokratischen Staate, kann nur entscheidend 
sein eine Einrichtung, die durch freie Wahlen aller zustandegekommen 
ist (starker Beifall); das freigewählte Parlament und nichts anderes darf 
entscheidend sein (Beifall). Auf Ausführungen, die von anderen Gewerk­
schaftlern gemacht worden sind, gehe ich hier nicht ein. 
Wir leben in einer eigenartigen Zeit, in einer gefährlichen Zeit. Die 
Kriege der letzten Jahrzehnte haben politische Veränderungen großen 
Umfanges gebracht. Sie haben dadurch auch große neue Wirtschafts­
räume geschaffen. Diese überaus großen Mächte und Wirtschaftsräume 
sind die Vereinigten Staaten, die Sowjetunion und wahrscheinlich in Zu­
kunft auch Rotchina. Diese politische und technische Entwicklung bringt 
die Neigung zu außerordentlich großer, starker Zusammenfassung der 
Produktion mit sich. Unsere Wissenschaften und unsere Technik haben 
dem menschlichen Geist und der menschlichen Arbeit große neue Mög­
lichkeiten gebracht, die nächsten Jahre und Jahrzehnte werden noch 
weitere große Möglichkeiten bringen. 

Bei einer solchen Entwicklung in der Welt und bei uns müssen wir darauf 
achten, dem Prinzip der Zusammenballung, sei es politischer, sei es wirt­
schaftlicher Macht, wo es eben durchführbar ist, Grenzen zu setzen. Die 
Zusammenballung sowohl auf politischem wie auf wirtschaftlichem 
Gebiete läßt sich durch Zusammenarbeit ersetzen. Die Freiheit, die in der 
Zusammenarbeit enthalten ist, ist für die Entwicklung der Menschheit 
unendlich wichtig. - Die Vermassung und die Degradierung der Men­
schen, die nur zu leicht Zusammenballungen begleiten, lehnen wir ab. 
(Beifall.) 

Mit der besonderen ethischen Grundlage unserer Partei stehen wir nicht 
allein auf der Welt. Die Anwesenheit der Vertreter so zahlreicher gleich-
gesinnter Parteien anderer Länder heute auf unserem Parteitag führt 
uns das klar vor Augen. Ich hoffe, daß alle diese Parteien gemeinsam 

23 für das Prinzip der Freiheit der Person eintreten. Dann wird, davon bin 



ich überzeugt, in dem ständigen Ringen auf der Welt die Freiheit des 
Menschen gewahrt bleiben. 

Meine Ausführungen richten sich auch gegen die Prinzipien des Sozialis­
mus. Die Kommunisten leiten ihre Lehren aus dem Sozialismus her: ich 
brauche nur den Nomen Karl Marx zu nennen. Die Sozialisten der freien 
Welt kann man natürlich nicht mit den Kommunisten gleichsetzen. Aber 
die ideologische Grundlage, die wir nicht haben wollen, ist auch dort: 
Zuerst der Staat und dann die Person. Wir dagegen sagen: Zuerst die 
Person und dann der Staat. (Lebhafter Beifall.) Das Ringen zwischen 
diesen beiden Anschauungen wird, so scheint es mir, noch viele Jahre 
hindurch dauern. Unsere Partei soll in diesem Ringen zusammen mit den 
ihr verwandten Parteien sich in besonderer Weise auszeichnen für das 
christliche Ideal, die Freiheit der Person. 

Es erschien mir notwendig, meine Freunde, auf diese Grundlagen unserer 
gesamten Politik hinzuweisen, damit sie nicht vergessen werden über 
der Politik, die der Tag und die Stunde jeweils erfordern. Die politischen 
Entscheidungen, die wir von Tag zu Tag zu treffen haben, müssen letzten 
Endes immer dieses Prinzip unserer Partei berücksichtigen (Beifall). 
Diese Forderung unserer Partei, Freiheit der Person, wie sie das Christen­
tum verlangt, muß immanent in unserem Denken und Handeln sein. Die 
Gefahren unserer Zeit verlangen, daß wir hier auf der Wacht sind. 

Wir haben uns zu dem Prinzip der Freiheit bekannt, als wir uns in klarer 
Erkenntnis dessen, was wir taten, durch dos Petersberger Abkommen im 
Jahre 1949 zu den Völkern des freien Westens bekannten. Wi r haben 
damals bewußt und gewollt einen Strich unter die Vergangenheit 
gemacht, auf jeden Gedanken der Wiedervergeltung verzichtet. Wir 
haben damals weit von uns gewiesen, daß Deutschland eine besondere 
Rolle zwischen dem Block der freien Völker und dem kommunistischen 
Block spielen wolle. Dieses Petersberger Abkommen — es ist nun fast 
neun Jahre her - war eine geschichtliche Entscheidung. Wir haben sie 
gefällt im schärfsten Kampf mit der Sozialdemokratie. Alle, die damals 
im Bundestag waren, werden sich dieser Nacht erinnern und niemals 
vergessen, was damals geschehen ist. Von da an haben sich für jeden 
sichtbar unsere Wege von dem Weg der Sozialdemokratie getrennt. 
Wir haben den Weg der Freiheit eingeschlagen. Wir waren durch den 
Anschluß an die freien Völker des Westens für den Zusammenschluß 
Europas. Wir waren, als die Bedrohung auch der Bundesrepublik durch 
die Sowjetunion immer stärker wurde, für den Eintritt in das militärische 
und politische Bündnis der Nordatlantikstaaten, in die NATO. Wir waren 
und sind um der Freiheit willen bereit, die Opfer, die der Eintritt in die 
NATO mit sich brachte, auf uns zu nehmen: Die Einführung der Wehr­
pflicht und die Aufstellung einer Wehrmacht. 

Wir waren und sind bereit, wenn nicht die von uns mit aller Kraft er­
strebte kontrollierte Abrüstung nuklearer und konventioneller Waffen 
in absehbarer Zeit kommt, auch uns in unserer Bewaffnung der fort­
schreitenden Waffentechnik anzupassen, damit wir eingegliedert blei­
ben in die Streitkräfte der NATO. Nur dadurch werden wir die kontrol­
lierte Abrüstung erreichen. Wenn Sie den Bericht lesen über den letz­
ten Kongreß der britischen Gewerkschaften, dann werden Sie dort die 24 



Worte des Vorsitzenden finden, daß es völlig unmöglich sei, sich selbst 
zu schwächen gegenüber einem evtl. Gegner, wenn man mit diesem 
Gegner zu einem Abkommen gelangen wil l . (Beifall.) Dos, meine Damen 
und Herren, ist eine vernünftige und reale Politik. 

Lassen Sie mich jetzt etwas vorwegnehmen, daß nämlich das Angebot 
einer kontrollierten Abrüstung, das Gromyko in der UNO-Vollversamm­
lung gemacht hat, niemals gemacht worden wäre, wenn der Westen vor­
her einfach kapituliert hätte. (Starker Beifall.) Die Sozialdemokratische 
Partei ist einen anderen Weg gegangen als wir. Sie war gegen das 
Petersberger Abkommen. Zwei Strömungen zeichneten und zeichnen sich 
in ihr ab, eine nationalistische, die mit dem Gedanken, das Zünglein an 
der Wage zwischen den beiden großen Machtblöcken zu sein, spielte, 
und eine Richtung, die in neutralistischer Ideologie — man vermied in 
der Regel das Wort „Neutralisierung Deutschlands", sondern sprach 
schamhaft von Bündnislosigkeit Deutschlands — die Realitäten der Lage 
völlig übersah. Sie war gegen den Zusammenschluß Europas; sie war 
gegen den Eintritt in die Montanunion; sie war gegen den Eintritt in die 
NATO; sie war gegen die Erfüllung der Verpflichtungen, die der Eintritt 
in die NATO zum Schutze unseres Landes mit sich brachte. 

Es verlohnt sich, in diesem Zusammenhang ein besonderes Wort über 
die NATO zu sagen. NATO bindet die freien westeuropäischen Völker, 
Großbritannien und die Vereinigten Staaten zusammen. Gegenüber dem 
ungeheuren Kriegspotential der Sowjetunion bietet allein dieses Bünd­
nis Westeuropa und insbesondere unserem Vaterland Schutz vor einem 
sowjetrussischen Angriff. (Beifall.) Niemand in der Welt wird behaup­
ten können, daß die Sowjetunion sich bis jetzt mehr als in Worten zu 
einem friedliebenden Staat entwickelt habe. Sie will die Herrschaft des 
Kommunismus.in der ganzen Welt, des Kommunismus geleitet durch sie. 
Sie wendet ungeheure Summen auf zur Verstärkung ihrer Bewaffnung, 
insbesondere ihrer nuklearen Bewaffnung unter krasser Vernachläs­
sigung der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnungen und Konsum­
gütern. Sie hat seit dem deutschen Zusammenbruch in schneller Folge 
ein Land nach dem anderen zum Satellitenstaat gemacht, auch unser 
Mittel- und Ostdeutschland, und erst die Gründung der NATO hat ihrem 
weiteren Vordringen in Europa Einhalt geboten. (Beifall.) 

Nun sind die nuklearen Waffen erfunden, worden. Es sind schreckliche 
und furchtbare Waffen, aber vergessen wir doch nicht gegenüber aller 
Propaganda, auch der Gesellschaft „Kampf dem Atomtod"-a ls wenn wir 
nicht alle gegen den Atomtod wären - , vergessen wir nicht: Die Ver­
einigten Staaten hatten diese Waffen zuerst. Sie haben jahrelang Sow­
jetrußland den kontrollierten Verzicht auf nukleare Waffen angeboten 
und ferner sich bereit erklärt, allen Ländern die Vorteile der Verwen­
dung der Atomkraft zu friedlichen Zwecken zugänglich zu machen. Der 
ablehnende Standpunkt der Sowjetunion bei allen derartigen Verhand­
lungen — zuletzt noch im Jahre 1957 — zwingt geradezu die NATO-
Mächte, Schritt zu halten mit der Bewaffnung der Sowjetunion, auch was 
die taktischen nuklearen Waffen betrifft. Die Sozialdemokratie hat trotz 
der Gefahr, in der die Freiheit unseres Landes, die Freiheit Europas 
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später das Volk durch die Erzeugung einer panischen Angst in Verwir­
rung zu bringen und die Bundesregierung und die Mehrheit des Parla­
ments zu nötigen, auf die Ausrüstung ihrer Wehrmacht mit taktischen 
Atomwaffen zu verzichten. Es war ihr offenbar gleichgültig, daß da­
durch die Gefahr für Deutschland gegenüber dem so überaus stark 
bewaffneten Sowjetrußland vergrößert wurde. Es war ihr gleichgültig, 
ob die NATO dadurch auseinandergefallen wäre oder nicht. Was sie 
sich bei einer solchen Politik denkt, das mag der Himmel wissen. Ich 
weiß es nicht. Auf alle Fälle hat sie mit dieser Politik keinen Erfolg 
gehabt, weder bei der Bundestagswahl im Jahre 1957 noch bei der 
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 1958. Aber sie gibt ihr Ziel, uns, 
die Bundesrepublik, bündnisunfähig zu machen und so die NATO zu 
sprengen, nicht auf; sie will jetzt von neuem ihre Hetzkampagne begin­
nen. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet vermeidet die Sozialdemokratische Partei 
es, zuviel von ihren Verstaatlichungszielen zu sprechen. Aber während 
sie früher nur die Verstaatlichung der Grundstoffindustrie forderte, 
gehen namhafte Sprecher der SPD jetzt so weit, eine Verstaatlichung 
jeder wirtschaftlichen Produktion zu fordern, die Macht gewährt, das 
heißt, sie verlangen die Konzentration aller wirtschaftlichen Macht und 
Produktion in der Hand des Staates oder - was dasselbe wäre - in der 
Hand einer Anzahl von Funktionären. 

So sind seit 1949 CDU/CSU und die SPD in ihrer Politik diametral ent­
gegengesetzte Wege gegangen. Der Erfolg hat uns recht gegeben. Wir 
haben die Freiheit bewahrt. Wir haben wirtschaftliche und außenpoli­
tische Erfolge errungen, Erfolge, wie sie im Jahre 1949 und früher kein 
Mensch für möglich gehalten hätte. Wären wir den Weg der Sozial­
demokratie gegangen, hätten wir das Petersburger Abkommen abge­
lehnt, nicht den Anschluß an die freien Völker des Westens, an die 
Europa-Bewegungen, nicht die Zusammenfassung Europas gewollt, nicht 
den Eintritt in die NATO vollzogen,, so wäre die Demontage weiter­
gegangen, der heutige wirtschaftliche Aufschwung wäre nicht gekom­
men. Wir hätten durch ein solches Verhalten nicht unsere Freiheit gegen­
über den Besatzungsmächten wiedererlangt. Wir hätten nicht den Schutz 
der Vereinigten Staaten für uns in der NATO erreicht. Die Entwicklung 
hätte unfehlbar dem kommunistischen Block einen außerordentlich gro­
ßen Machtzuwachs im Laufe dieser Jahre gebracht. 

Ich bin weit entfernt davon, zu sagen, daß die gegenwärtige Lage in der 
Welt uns befriedigen könnte. Es ist noch keine Abrüstung und kein 
Friede. Die Wiedervereinigung Deutschlands ist noch nicht erfolgt. Aber 
mit aller Entschiedenheit erkläre ich: Hätte die Bundesrepublik während 
dieser neun Jahre eine Außenpolitik und eine Innenpolitik nach dem 
Rezept der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion betrieben, dann 
hätte Sowjetrußland schon lange uns und noch andere westeuropäische 
Länder in seinen Machtbereich gebracht und damit der Freiheit beraubt. 
(Beifall.) 

Wir stehen nicht allein mit unserer Verurteilung der außenpolitischen 
Haltung der deutschen Sozialdemokratie. Die sozialistischen Parteien 
der anderen europäischen Länder halten sie ebenso für falsch, wie wir 26 



sie für falsch halten. Dank der politischen Einsicht des deutschen Volkes 
sind wir in immer steigenderem Maße in die Lage versetzt worden, unsere 
Außenpolitik und Innenpolitik so zu führen, wie wir sie geführt haben. 
Daß aber eine so große Partei wie die deutsche Sozialdemokratie eine 
außenpolitische Auffassung vertritt, wie sie es tut, ist ein schwerer Scha­
den für das deutsche Volk. Das Vertrauen der freien Völker beruht auf 
der Haltung der nichtsozialistischen deutschen Parteien. V^'ie groß wäre 
das Vertrauen zum deutschen Volk, wenn die Sozialdemokratie sich ent­
schlösse, sich zur gleichen Außenpolitik zu bekennen und somit das 
gesamte deutsche Volk eine einheitliche außenpolitische Konzeption 
zeigte! (Lebhafter Beifall.) 

Meine Freunde! Gott sei es geklagt, die Haltung der sozialdemokra­
tischen Partei versteift sich seit ihrem letzten Parteitag, seitdem Herr 
Wehner stellvertretender Vorsitzender geworden und seitdem es ihm 
gelungen ist, den ganzen Parteiapparat in die Hand zu bekommen. 
Nun, um so stärker und entschlossener sind wir, unsere Außenpolitik 
trotz des sozialdemokratischen Widerstandes weiterfortzuführen bis zu 
unserem Ziele einer allgemeinen Entspannung durch kontrollierte Ab­
rüstung der nuklearen und der konventionellen Waffen. 
Mit der Freiheit ist es in einem Lande schlecht bestellt, wenn im großen 
und ganzen die Bevölkerung in Arbeitnehmer und Unternehmer zer­
fällt. Eine Mittelschicht ist ein notwendiger Bestandteil, wenn das Staats­
wesen sich freiheitlich entwickeln soll. Ich gebrauche absichtlich das 
Wort „Mittelschicht". Ich meine mehr als die Sorge für den gewerblichen 
Mittelstand. Ich denke an den gewerblichen Mittelstand, an die Bauern, 
an die freien Berufe, an die Geistesarbeiter, an die kleineren indu­
striellen Unternehmungen, an die Beamten und Angestellten. 

über dieses Problem „Erhaltung der Mittelschicht" wird, wie ich glaube, 
im Laufe dieses Parteitages noch ausführlicher gesprochen werden. Ich 
kann mich deswegen in meinen Ausführungen darauf beschränken, zu 
erklären, daß ihre Erhaltung eine besondere Sorge für uns sein wird, 
damit die Mittelschicht, die, ich wiederhole es noch einmal, eine tra­
gende Schicht ist, sowohl für den politischen Aufbau wie für die Wirt­
schaft, dem deutschen Volk erhalten bleibt. 

Eine politische Frage ersten Ranges bleibt für uns die Wiedervereini­
gung Deutschlands, sie ist auch eine menschliche Frage von ganz beson­
derer Bedeutung. Jährlich verlassen in der Sowjetzone 250000 bis 300000 
Menschen Haus und Hof, ihren Beruf, ihre Verwandten, ihre Heimat und 
kommen zu uns, weil sie dem Terror, der dort auf sie ausgeübt wird, 
nicht mehr gewachsen sind. Man muß mit diesen armen Menschen einmal 
selbst sprechen, um zu hören, wie stark der Druck ist. Man muß sich in 
ihre Lage einmal hineindenken, um wenigstens einigermaßen zu ver­
stehen und zu wissen, was dort vor sich geht. Ich las dieser Tage in einer 
ausländischen Zeitung, in Wirklichkeit sei die Sowjetzone, das Land 
hinter dem Eisernen Vorhang, nichts anderes als ein großes Gefängnis. 
Das ist ein wahres Wort. Ich wünsche, daß diejenigen, die diesseits des 
Eisernen Vorhanges in der Freiheit leben, jeden Tag doch wenigstens 
einige Minuten daran denken mögen, was dort in deutschen Landen vor 
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Angst, welcher Terror dort herrschen. In der letzten Zeit sind die geistig 
Schaffenden in einem solchen Umfange geflohen, daß die Machthaber 
der Sowjetzone sich genötigt sahen, Erleichterungen für den Verkehr 
zwischen den Bewohnern der Zone und uns zu gestatten. Die Kirchen­
verfolgung, die dort herrscht, ist eine Schande für unsere Zeit. Der 
Druck, der auf die Geistlichen, insbesondere auf die evangelischen 
Geistlichen durch die Diffamierung ihrer Familienangehörigen, aus­
geübt wird, spricht aller Menschlichkeit Hohn. Die unmittelbaren Quäler 
sind, ich schäme mich fast, es auszusprechen, Deutsche (Pfui-Rufe), aber 
hinter diesen steht Sowjetrußlond, und Sowjetrußland müssen wir daher 
für alles Böse, was in diesem Lande geschieht, verantwortlich machen. 

Wir werden nicht nachlassen in unseren Bemühungen, den persönlichen 
Kontakt mit den Deutschen jenseits des Eisernen Vorhanges wiederher­
zustellen und zu pflegen, ihnen die freie Entscheidung über ihr zukünf­
tiges Schicksal zu verschaffen. Die vier Besatzungsmächte, die Vereinig­
ten Staaten, Großbritannien, Frankreich und Sowjetrußland haben die 
völkerrechtliche Pflicht und die moralische Pflicht, dafür einzutreten, daß 
Deutschland in Freiheit wieder vereinigt wird. (Starker Beifall.) 

Ich weiß, daß die Vereinigten Staaten, Frankreich und Großbritanien 
sich mit aller Energie dafür einsetzen, auch Frankreich. Ich habe es aus 
dem eigenen Munde des Ministerpräsidenten de Gaulle gehört. Es liegt 
allein bei Sowjetrußland, wenn dieser Zustand weiter andauert, Sowjet­
rußland will mit der Bundesrepublik gute Beziehungen haben. Gut! Auch 
wir wollen gute Beziehungen mit Sowjetrußland herstellen. Aber 
Sowjetrußland muß einsehen, daß es unerträglich ist, wenn nach wie vor 
17 Millionen Deutsche dort mit seiner Zustimmung gequält werden. 
Sowjetrußland sagt, die Zone sei ein souveräner Staat. Sowjetrußland 
könne ihm nicht befehlen. Ich meine, für das große und mächtige Ruß­
land wäre dos eine fadenscheinige und faule Ausrede. (Sehr richtig!) 
Jedermann weiß, daß die Machthaber in der Sowjetzone durch die Be­
völkerung hinweggefegt würden, wenn man nicht wüßte, daß Sowjet­
rußlond mit seinen Truppen und Geschützen und Panzern hinter ihnen 
steht. (Beifall.) 

Sowjetrußland betont immer und immer wieder in seinen Zeitungen, in 
seinen Radiosendungen, in seinen Noten, daß es friedliebend sei. Hier 
soll es zeigen,daß es friedliebend ist, indem es endlich diese Last von uns 
Deutschen hinwegnimmt. Es würde sich selbst vor der ganzen V/elt einen 
großen Dienst damit erweisen, und wir würden dankbar dafür sein. 
(Lebhafter Beifall.) 

Gestern, in den späten Nachmittagsstunden, ist die sowjetrussische Note 
vom 18. 9. 1958 bekanntgeworden über die Erzielung eines Überein­
kommens in der Frage der Wiedervereinigung. Die Note befriedigt uns 
nicht. Im Herbst 1955 in Moskau hat auch Chruschtschow mir gegenüber 
die Verpflichtung Sowjetrußlands anerkannt, die Einheit Deutschlands 
wiederherzustellen. Wenn man jetzt von uns verlangt, wir sollten uns 
zunächst mit den Machthabern der Sowjetzone über die Frage der Wie­
dervereinigung verständigen, dann würde das eine Verewigung der Tei­
lung Deutschlands bedeuten. Nicht diese Machthaber sollen entscheiden, 28 



wir wollen, daß die Bevölkerung der Sowjetzone frei entscheiden soll. 
(Sehr starker Beifall.) 

Unsere europäischen Bemühungen werden weitere Fortschritte machen. 
Sie alle wissen, warum diese Bemühungen infolge des Absinkens der 
europäischen Länder und des Emporsteigens der Großmächte und Wirt­
schaftsräume eine absolute Notwendigkeit sind. Am 1. Januar 1959 wird 
der Gemeinsame Markt ins Leben treten. Ministerpräsident de Gaulle 
hat mir bei meinem Besuch in Colombey-les-deux-Eglises am vergange­
nen Sonntag das ausdrücklich erklärt. Lassen Sie mich daran anknüp­
fend einige Worte über Frankreich und meinen Besuch in Colombey-
les-deux-Eglises sagen. Das Schicksal Frankreichs ist entscheidend für 
das Schicksal aller europäischen Bestrebungen, genauso gut wie das 
Schicksal Deutschlands dafür entscheidend ist. Alle Europäer, die euro­
päisch denken, haben in den letzten Jahren manchmal mit großer Be­
sorgnis die Schwankungen und den ständigen Wechsel in der französi­
schen Regierung beobachtet. Wir haben ernste Sorge um unser Nach­
barland gehabt. Ich war Sonntag und Montag früh, wie ich eben gesagt 
habe. Gast de Gaulies auf seinem Landhaus. Ich habe aus meinen sehr 
offenen, und, wie ich sagen kann, vertrauensvollen und herzlichen Ge­
sprächen mit Ministerpräsident de Gaulle die Überzeugung gewonnen, 
daß Frankreich einer ruhigen und stetigen Entwicklung entgegengeht, 
daß zwischen Frankreich und Deutschland eine gute und fruchtbare Zu­
sammenarbeit stattfinden wird zum Wohle beider Länder, zum Wohle 
Europas und damit auch zur Stärkung des Friedens in der Welt. (Starker 
Beifall.) 

Sie alle kennen das Kommunique, das über die Verhandlungen zwischen 
Ministerpräsident General de Gaulle und mir von uns veröffentlicht 
worden ist. Lassen Sie mich diesem Kommunique ein persönliches Wort 
hinzufügen: Ich freue mich aufrichtig, Herrn de Gaulle kennengelernt 
zu haben, und ich freue mich, daß ich ihn an seinem Wohnort fern von 
Paris kennengelernt habe. Ich glaube, daß man erst dann, wenn man 
ihn dort gesehen und in Ruhe gesprochen hat, über diesen Mann und 
das, was er wil l , ein richtiges Urteil sich bilden kann. Ich habe - ich wie­
derhole nochmals - dos Vertrauen, daß unter ihm Frankreich aus der 
schrecklichen Unruhe der letzten Jahre herauskommt zu unser aller 
Wohl. Ich habe das volle Vertrauen, daß die gemeinsame Arbeit zwi­
schen Frankreich und Deutschland zum Wohle aller und Europas bei­
tragen wird. Ich bin überzeugt davon, daß die jahrhundertealten Span­
nungen und Feindschaften zwischen Deutschland und Frankreich der 
Vergangenheit angehören. (Starker Beifall.) Ich darf diesem Bericht über 
meine Aussprache mit Herrn de Gaulle noch hinzufügen, daß ich auf 
der langen Fahrt durch Frankreich von Straßburg aus nach Colombey-
les-deux-Eglises und auf der Rückfahrt überall von der Bevölkerung 
mit großer, offensichtlicher Freude und mit Herzlichkeit begrüßt worden 
bin. (Beifall.) Ich habe auch daraus den Eindruck gewonnen, daß die 
böse Vergangenheit endgültig Vergangenheit ist. 

Der Gemeinsame Markt wird unserer Wirtschaft einschließlich der Land­
wirtschaft manche Probleme bringen, aber nicht nur der Wirtschaft 

29 Deutschlands, auch der Wirtschaft anderer Teilnehmerstaaten. Doch die 



anfänglichen Schwierigkeiten werden überwunden werden, und der wirt­
schaftliche, der politische und der menschliche Vorteil für alle wird groß 
sein. Wie sich die weitere politische Entwicklung in Europa vollziehen 
wird, das müssen wir der Zukunft überlassen. Man soll nicht zu viele 
Probleme auf einmal anfassen. Man soll ein Problem nach dem anderen 
lösen. Ich hoffe sehr, daß auch andere europäische Länder sich auf die 
eine oder andere Weise anschließen werden. Ich hoffe, daß Groß­
britannien ebenfalls durch die Schaffung der Freihondelszone an dieser 
Entwicklung zu seinem und zu unserem Nutzen mitarbeiten wird. (Beifall.) 
Ich habe eben gesagt, daß wir keineswegs zufrieden sind mit der Lage 
in der Welt. Die Welt muß endlich einmal eine Periode des Friedens und 
der Ruhe erhalten. Vor allem muß die Gefahr beseitigt werden, daß 
irgendein Land von den schrecklichen nuklearen Waffen Gebrauch 
macht. Darum ist dos oberste Ziel unserer ganzen politischen Arbeit die 
Herbeiführung einer kontrollierten Abrüstung der nuklearen und der 
konventionellen Waffen. (Lebhafter Beifall.) Es wird ein schwieriger 
Weg sein bis zu diesem Ziel, und kein Mensch auf der Erde kann genau 
sagen, wann dieses Ziel erreicht sein wird. Der Weg wird auch nicht 
immer gradlinig sein, aber er muß mit Geduld und Ausdauer und mit 
Optimismus gegangen werden. Im Interesse aller Länder und aller Völ­
ker. Die ersten Anfänge sind auf der Konferenz der Physiker in Genf 
gemacht worden. Dieser Faden darf nicht abreißen; er muß weiter­
gesponnen werden. Nur dann können wir zu einem neuen Aufstieg der 
Menschheit, auch zu einem Aufstieg der unterentwickelten Gebiete 
kommen. 

Heute sind zunächst auszugsweise die neun Punkte für eine kontrollierte 
Abrüstung bekanntgeworden, die Gromyko in der Vollversammlung der 
UNO gestern verkündet hat. Wir kennen den Text noch nicht im einzel­
nen; aber es scheint doch, daß auch nach dem Auszug Ansätze vor­
handen sind, um zu dem Ziel, das ich eben genannt habe, zu kommen; 
denn auch Gromyko spricht von einer Kontrolle gewisser Teilabrüstungs­
maßnahmen. Vielleicht ist doch die Zusammenkunft der Atomphysiker 
in Genf, sind die Vorschläge, die von den freien Völkern und jetzt von 
Gromyko in der UNO-Vollversammlung gemacht worden sind, ein An­
zeichen dafür, daß wir besseren Zeiten entgegengehen. 

Ich komme zum Schluß. Ich wiederhole nochmals, denn ich spreche ja in 
einer Parteiversammlung, auf einer Versammlung unserer Partei: Erfolg 
verpflichtet! Auch der Erfolg, den wir gehabt haben, verpflichtet uns. Er 
verpflichtet uns gegenüber dem deutschen Volke, gegenüber den mit uns 
verbundenen Mächten, gegenüber unserer Partei, ihren Zielen und 
Idealen. Es gibt für uns kein Ausruhen auf Lorbeeren. Das Leben geht 
weiter. 

Neue Wahlkämpfe stehen bevor: Hier in Schleswig-Holstein, dann in 
Hessen, in Bayern und in Berlin. Nun, wir sind gerüstet. Wir wollen wei­
ter arbeiten, weiter streben, unsere Erfolge sichern und weiter aus­
dehnen. 

(Anhaltender sehr starker Beifall.) 30 



Präsident Lemmer: 

Zu uns hat der Parteivorsitzende gesprochen, der Vorsitzende der deut­
sches Schicksal in Regierungsverantwortung tragenden Partei. Darum 
waren es nicht Ausführungen aus parteipohtischer Enge, sondern es 
sprach zu uns der Staatsmann, der Bundeskanzler des 52-Millionen-
Staates der Deutschen, zugleich als Sprecher oller Deutschen, wo sie sich 
zur Zeit auch befinden mögen. (Lebhafter Beifall.) 

Hier den üblichen konventionellen Dank anzubringen, wäre banal. Der 
Parteitag hat zum Ausdruck gebracht, daß wir nicht nur als Mitglieder 
der Christlich Demokratischen Union, sondern auch als Bürger der Bun­
desrepublik für weitere Arbeit und für die Erfüllung weiterer Aufgaben, 
die uns gestellt sind, ermutigt und gestärkt worden sind. Ich danke 
unserem Parteivorsitzenden, dem Herrn Bundeskanzler. (Lebhafter 
Beifall). 

Es ist ein Zufall - und doch entbehrt er nicht der Logik - , daß auf diese 
Rede jetzt Ausführungen unserer ausländischen Freunde folgen, die die­
sen Parteitag begrüßen wollen; denn das, was wir hörten, war im Blick 
zugleich auf das Schicksal nicht nur unseres Volkes, sondern auch an­
derer Völker gerichtet. 

Ich darf, um keine Rangordnung erkennbar zu machen, jetzt geogra­
phisch von Süden nach Norden gehend (Heiterkeit), den Vertretern 
befreundeter ausländischer Parteien das V^ort erteilen. Ich darf zu­
nächst unsere seit vielen Jahren bewährte Parteitagsdelegierte von der 
Demokrazia Christiana Italiens bitten, das Wort zu nehmen. 

Frau Abgeordnete le Conci: 

Es ist eine Freude und eine Ehre für mich, zum dritten Male schon auf 
Ihrem Parteitag der Christlich Demokratischen Union Ihnen, sehr ver­
ehrter Herr Bundeskanzler, Ihren Mitarbeitern, dem Präsidenten und 
allen anwesenden Freunden den herzlichen Gruß aus dem Süden, aus 
Italien, von unserem Ministerpräsidenten Fanfani und der ganzen Partei 
zu überbringen. 

Der Herr Bundeskanzler hat schon gesagt, wie viele Ereignisse seit dem 
letzten großen Parteitag in Hamburg stattgefunden haben. Sie hatten 
wohl recht, mit tiefer Genugtuung — ich möchte dazu sagen, mit stolzer 
Genugtuung - hervorzuheben, wie sehr das deutsche Volk die groß­
artige, segensreiche zehnjährige Tätigkeit der CDU zu würdigen ver­
standen hat, nicht nur in dem großen Wahlkampf mit dem großartigen 
Sieg im September, sondern auch in dem anderen Wahlkampf im ver­
gangenen Juli. Ich darf vielleicht auch auf einen anderen Sieg der Christ­
lich Demokratischen Partei hinweisen, und zwar auf den nicht leicht zu 
erringenden Sieg der Demokrazia Christiana in Italien. (Beifall.) 

Aber Sie, Herr Bundeskanzler, haben auch gesagt, wie gefährlich die 
Spannung in der weiten Welt heute ist, und diese zunehmende Flucht 
dem Westen zu zeugt doch von einem Druck, der immer stärker wird, 
von einer Situation, die immer unerträglicher wird, und Unruhen, die 
folgendschweren, unaufhörlichen Unruhen im Osten bedrohen ja unsere 
Freiheit, bedrohen den Frieden. Ich glaube, in einer so schwierigen, 
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selben Ideale glauben und deren politische Tätigkeit auf gleicher ethi­
scher Grundlage ruht, von besonderer Wichtigkeit und von besonderer 
Bedeutung. Ich bin fest davon überzeugt, Herr Bundeskanler, daß wir 
alle hier, die Vertreter aller Länder, an denn einen Grundsatz festhalten, 
den Sie so sehr betont haben: dem Schutz der Freiheit des einzelnen 
Menschen. Die Teilnahme von den Vertretern so vieler Länder heute an 
diesem Parteitag ist doch sicherlich ein starker Ansporn zu gemein­
samer Arbeit. 

Ich glaube, v/ir müssen zusammenarbeiten, und deshalb danke ich Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, und den Freunden für die Einladung zu diesem 
Parteitag. Aber wenn Sie auf diesem Parteitag in der schönen, so gast­
freundlichen Stadt Kiel nicht mehr — wie in Hamburg — alle Probleme 
besprechen, sondern sich ganz besonders auf ein Problem beschränken, 
ein vielseitiges, großes Problem, so denke ich, daß es wirklich das 
sicherste und beste Mittel ist — die innere Festigung des eigenen Lan­
des —, um die gemeinsame Arbeit immer wirksamer zu gestalten. Das­
selbe Bestreben ist auch der Inhalt des italienischen Regierungspro­
gramms gewesen. 

Nun, Herr Bundeskanzler, werte Freunde, wünsche ich Ihnen aus gan­
zem Herzen den glänzendsten Erfolg in der Arbeit dieses Parteitages, 
zum Wohle nicht nur Ihres Volkes und Ihres Landes, sondern zum 
Wohle und zum Nutzen Europas und der freien Welt. Möge Gott uns 
allen beistehen, damit wir die große Aufgabe, die uns zugeteilt ist, zum 
Nutzen und im Interesse unserer Völker und der Menschheit wirklich 
erfüllen können. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Lemmer erteilt das Wort dem Vertreter der Schweizerischen 
Konservativen Volkspartei, Herrn 

Generalsekretär Dr. Rosenberg: 

Ich habe Ihnen im Auftrage der Konservativen Christlich-Sozialen Volks­
partei der Schweiz ein kurzes, aber herzliches Grußwort, ein Dankes­
wort und einen Glückwunsch mitzuteilen, und zwar einen Gruß aus der 
Schweiz — aber ich glaube, hier muß ich präzisieren, es geht nicht um die 
Holsteinische Schweiz, sondern es geht um die andere Schweiz im Süden 
und dabei um die Konservative Christlich-Soziale Volkspartei. Hier sei 
nur die Feststellung getroffen, daß wir uns stolz fühlen, uns Schwester­
partei der CDU zu nennen. Es freut mich speziell, daß ich von unseren 
führenden Leuten vor allen Dingen Herrn Bundeskanzler Dr. Adenauer 
unsere Grüße übermitteln darf und ein Dankeswort nicht nur für die 
Einladung, sondern vor ollem für das providentielle Werk, das die 
CDU unter Führung von Bundeskanzler Dr. Adenauer geleistet hat -
nicht nur für Deutschland, sondern für ganz Europa - : denn die CDU 
errichtete den wesentlichen Bau gegen den Kommunismus und gegen 
den Bolschewismus, einen Bau nicht nur für ihr eigenes Land, sondern 
für ganz Europa. Was für uns von besonderer Bedeutung ist: Ohne das 
Zusammengehen der evangelischen und der katholischen Christen in 
der CDU wäre es nie möglich geworden, die christlich-demokratischen 
Parteien zu der wirksamsten politischen Kraft in Europa zu machen. 
Auch dafür möchten wir danken. (Beifall.) 32 
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Danken möchten wir auch für die enge Verbindung, die wir in all den 
letzten Jahren mit der CDU haben durften. Seit es eine CDU gibt, haben 
wir in der Schweiz - und ich übertreibe wirklich nicht, das geht weit über 
unsere Partei hinaus - die Sorgen der CDU wirklich von Herzen geteilt. 
Aber seit die CDU von Erfolg zu Erfolg geschritten ist - und das darf 
ich hier auch feststellen - , haben wir auch diese Erfolge mitgefeiert und 
uns mit der CDU gefreut. Ich glaube, daß dieses freundschaftlich nach­
barliche Verhältnis, das wir seit Jahren pflegen, von ganz besonderer 
Bedeutung ist und daß man dieses Verhältnis vielleicht noch mehr ver­
menschlichen muß. Deswegen habe ich es persönlich besonders begrüßt, 
daß sich die süddeutschen christlich-demokratischen Parteien mit 
unseren Parteien in der Christlichen Bodenseeinternationale wieder­
gefunden haben und daß man dort Jahr für Jahr nicht nur die Kamerad­
schaft pflegt, sondern sich zur gemeinsamen Zusammenarbeit gefunden 
hat. (Beifall.) 

Ich glaube, es ist auch von einer gewissen Bedeutung, wenn man in 
Zukunft einen gewissen Referentenaustausch festlegen wollte. Herr Kie-
singer zum Beispiel hatte kürzlich in der Schweiz den gleichen Applaus, 
wie er ihn von CDU-Parteitagen gewöhnt ist. Dieser persönliche Kontakt 
ist auch der Grund, warum ich eigentlich auf keinem CDU-Parteitag 
fehle. Das war in der Vergangenheit so, und ich hoffe, daß es auch in 
Zukunft so bleiben wird. Ich fühle mich hier dermaßen heimisch, daß 
auch meine verehrte liebe Gattin dieses Mal mitgekommen ist. (Beifall.) 
Zum Schluß äußere ich einen Wunsch für die Zukunft. Diesen Wunsch 
kann ich auf keine bessere Formel bringen als auf die Grußformel, mit 
der unsere Regierung mit den Kontonalregierungen verkehrt: Wir emp­
fehlen Euch samt uns dem Machtschutze Gottes! (Lebhafter Beifall.) 
Präsident Lemmer erteilt das Wort dem Sprecher der Osterreichischen 
Volkspartei. 

Generalsekretär Dr. Malela: 

Schon mehrmals hatte ich Gelegenheit, an Ihren Parteitagen teilzuneh­
men. Deshalb empfinde ich es als eine ganz besondere Auszeichnung 
und Freude, Ihnen heute wiederum die Grüße der österreichischen 
Volkspartei und ihrer Parlamentsfraktion überbringen zu dürfen. Ich 
hatte aber auch einen besonderen Auftrag zu übernehmen. Ich soll 
Ihnen die Grüße unseres Parteiobmannes, Bundeskanzler Ingenieur 
Julius Raab, übermitteln. (Lebhafter Beifall.) 

Unser Kanzler und wir alle verfolgen mit dem allergrößten Interesse 
diese Beratungen Ihres Parteitages, nicht allein deshalb, weil wir ein 
ähnliches Schicksal haben und viele gemeinsame Ereignisse verzeichnen 
können, nicht allein deshalb, weil wir gemeinsame Prinzipien wie das 
Bekenntnis zur christlich abendländischen Tradition und zu ihren kul­
turellen Werken, ihrer Gesellschaftsordnung des sozialen Fortschritts 
und der menschlichen Freiheit vertreten, sondern deshalb, weil dieser 
Parteitag mehr als ein innenpolitisches Ereignis ist; die Stellung Ihrer 
Partei, die Bedeutung der Autorität Ihres Kanzlers, haben ihre Auswir­
kung in der europäischen Politik. Die deutsche Frage ist das europäische 
Zentralproblem, und wir alle empfinden die deutsche Teilung als eine 
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Aus diesem Grunde wünsche ich Ihnen nochmals aus aufrichtigem Her­
zen vollen Erfolg für Ihre Beratungen, für Ihre Partei, für Deutschland 
und für ein freies, starkes und glückliches Europa. 

Präsident Lemmer: Für die Christlich Demokratische Union Zentrol-
europas spricht ihr 

Präsident Dr. Prochazka: 
Ich danke Ihnen für Ihre Gefälligkeit, daß Sie Herrn Sieniewicz und mich 
als Vertreter der Christlich Demokratischen Union Zentraleuropas zu 
dem 8. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union Deutsch­
lands eingeladen haben. Diese Einladung ist für uns, die im Exil leben­
den christlichen Demokraten Zentraleuropas, eine große Ehre und zu­
gleich eine wertvolle Gelegenheit, uns mit der Arbeit der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands näher bekanntzumachen. Diese 
Arbeit zu kennen, ist für uns wichtig und wünschenswert. Wir sind nicht 
nur christliche Demokraten, sondern wir gehören auch zu jenen Völ­
kern Europas, die unmittelbare Nachbarn Deuschlands sind. Das 
moderne Deutschland der Nachkriegszeit ist in erster Linie durch die 
deutsche christlich demokratische Bewegung geprägt worden. Die Völ­
ker, deren christlich demokratische Parteien sich in unserer Union ver­
einigen, sind derzeit noch in der kommunistischen Gefangenschaft, in 
dem gleichen Maße wie ein bedeutender Teil Deutschlands. Schon aus 
diesem Grunde berühren sich die Interessen dieser Völker mit den 
Interessen Deutschlands. Durch die geschichtliche Gesetzlichkeit ist es 
geschehen, daß jetzt, im Jahre 1958, die Deutschen, die Polen, die 
Tschechoslowaken, die Ungarn, die Jugoslawen, die Balten und alle 
anderen mittel- und osteuropäischen Völker in die Lage versetzt sind, 
danach zu streben, ihre nationale Freiheit und die menschliche Würde 
ihrer Angehörigen gegen dieselbe Macht wiederzugewinnen, gegen die 
Macht, die die Fehler der europäischen Politik bis in das Herz Europas 
einzudringen zugelassen hat. Die Freiheit und die menschliche Würde 
des deutschen Volkes und der kleinen mitteleuropäischen Völker sind 
heutzutage eng verbunden, und man kann realistisch erwarten, daß 
mit der Befreiung des unterjochten Ostdeutschlands auch die Freiheit 
und die Demokratie dieser Völker wiederhergestellt werden. Es ist gewiß 
symptomatisch, daß nach dem Aufstand in Pilsen und in Mährisch-Ost­
rau in der Tschechoslowakei am 1. Juli 1953 der 17. Juni Ostdeutsch­
land kam und im Jahre 1956 Budapest folgte. 

Aber unsere Teilnahme an Ihrem Parteitag soll nicht nur die Bedeutung 
der Übereinkunft der zwei einstweilen interessierten Teile haben. Wir 
denken an die spätere Zukunft, und wir wollen etwas Nützliches auch 
für die definitive Bildung der europäischen Beziehungen leisten. Wir 
denken nämlich an die Jahre, wenn Deutschland und die kleineren mittel­
europäischen Staaten ihre volle Freiheit und Demokratie genießen wer­
den. Dann wird sich eine gute, solide aufgebaute Nachbarschaft zwi­
schen beiden als eine Lebensaufgabe vor uns stellen, von deren gün­
stiger Lösung so viel für alle Völker, für Europa und die ganze Welt 
abhängen wird. (Beifall.) 

An diese künftige Nachbarschaft müssen wir schon weiter denken und 
sie durch zielbewußte Arbeit vormerken. Wir müssen sie durch den per- 34 



sönlichen, freundschaftlichen Kontakt mit den pohtischen Kreisen 
Deutschlands und den Repräsentanten der unterjochten Völker Zentral­
europas vorbereiten. Wir müssen sie weiter vorbereiten durch wechsel­
seitige Informationen über die politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Lage in unseren Heimatländern und durch deren gründliches Studium, 
und wir müssen sie schließlich durch das gegenseitige Verständnrs für 
die Bedürfnisse und das Streben unserer Völker vorbereiten; in einem 
Wort : Gegenseitige Erkenntnis und gegenseitiges Verständnis müssen 
unsere Parole sein, Sie nur werden die künftige gute Nachbarschaft zwi­
schen unseren Völkern vorbereiten; diese gute Nachbarschaft und die 
Harmonie der Interessen aller Beteiligten in Mittel- und Osteuropa wer­
den jenes vereinigte Europa schaffen, das die moderne deutsche Politik 
Dr. Konrad Adenauers als Programm aufgestellt hat. 

Die Harmonie und die Freundschaft zwischen den europäischen Völ­
kern - so unentbehrlich für das überleben dieses Kontinents - können 
besonders durch uns, die christlichen Demokraten, gefestigt werden. Wir 
können durch unsere zwischenstaatliche Zusammenarbeit und durch 
die christlich demokratische Gesinnungsgemeinschaft in unseren Ländern 
dazu beitragen. Darum — und ich möchte sagen, gerade darum — haben 
wir unsere internationalen Organisationen, unsere Organisation der 
christlichen Demokratie in Lateinamerika, unsere Jugendorganisatio­
nen, unsere Christlich Demokratische Union Europas und - um nicht zu 
vergessen - unsere Internationale Konferenz der christlichen Demokra­
ten aufgebaut. 

Ich wünsche aufrichtig, daß sich auch unsere Freunde in den anderen 
ideologischen Lagern für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit ein­
setzen und auf diesem Gebiete gute Erfolge erzielen. Aber - wenn ich 
so sagen darf - die christlichen Demokraten erscheinen mir zum Voll­
bringen dieser Aufgabe besonders geeignet. Ihre Pflicht, die Pflicht 
gemäß ihrem Programm, ist es, die gute Nachbarschaft und die Zusam­
menarbeit zwischen den Völkern und die nötige Einheit des Kontinents 
zu verwirklichen und sie auf eine solide Grundlage zu stellen. Die christ­
lichen Demokraten haben nämlich die Objektivität als Richtlinie, als 
Führungsstern ihrer politischen Tätigkeit gewählt, ich meine die Objek­
tivität in der Erkenntnis, in der Beurteilung und in der Weltanschauung. 
Die christlichen Demokraten betonen nicht den Kampf der Interessen­
gruppen als die Grundlage der menschlichen Geschichte, sondern einen 
Ausgleich zwischen den individuellen und den kollektiven Interessen im 
Sinne eines moralischen Gesetzes. Die christlichen Demokraten setzen 
sich für eine normgemäße und nicht für eine machtgemäße Lösung der 
individuellen und der sozialen Probleme ein. 

Meiner Ansicht nach trat die christlich demokratische Objektivität schon 
in mancher konkreten politischen Arbeit hervor. Die Westeuropäische 
Union, die durch die zielbewußte, energische Initiative und die unermüd­
liche Arbeit Ihres Herrn Vorsitzenden, D. Konrad Adenauer, und durch 
seine christlich demokratischen Freunde Robert Schuman und Aleide de 
Gosperi zustandegebracht wurde, ist ein Beweis dafür. Jeder von uns 
weiß, was die Objektivität in einem konkreten Fall darstellt. Sie ist der 
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Verheimlichung und der Verfälschung der Tatsachen. Sie ist ein Gegner 
des engherzigen und übertriebenen Nationalismus, und sie verwirft die 
Lehre, daß die Macht dem Recht vorgeht und daß das Recht nur das sei, 
was mir und meinem Schutze dient. 

Wir wissen, daß gerade alle diese Verneinungen der Objektivität zu 
den Kriegen und den Revolutionen geführt hat. Die Objektivität in der 
Politik ist die Demokratie und die Berücksichtigung der menschlichen 
Würde. Der Sieg der Objektivität in den inneren zwischenstaatlichen 
Beziehungen ist das Ziel unserer christlich demokratischen Tätigkeit. 
Dieser Sieg wird uns zu einem erfolgreichen Zusammenleben zwischen 
Deutschland und den kleineren Nationalstaaten in Zentral- und Ost­
europa führen, die sich - wie ich hoffe — nach der Befreiung in einer 
Föderation oder in einer Konföderation vereinigen werden. Er wird 
uns zu der Einheit Europas führen und zu den effektiven Vereinigten 
Nationen, und — ich bin überzeugt davon — er wird uns auch zu der 
Überwindung der Spaltung zwischen dem Westen und dem Osten füh­
ren, die das schwerste Problem unserer Zeit darstellt und die die echte 
Ursache der jetzigen Lage Deutschlands und der unterjochten Nationen 
Mittel und Osteuropas ist. Die Bevölkerung Rußlands benötigt nämlich 
die Gerechtigkeit für ihr überleben in demselben Maße wie alle ande­
ren Völker. Diese Bevölkerung wird durch die gesunde und gerechte 
Politik der demokratischen Staaten angezogen und wird die gegen­
wärtigen Machthaber in Sowjetrußland zwingen, sich den demokra­
tischen Grundsätzen zu unterwerfen oder sich ihnen mindestens Schritt 
für Schritt anzupassen. 

Ich sage Schritt um Schritt, weil ich ein Realist bleiben wil l . Es sind leider 
keine Wunder zu erwarten. Die jetzigen Probleme können und dürfen 
nicht durch eine Weltkatastrophe gelöst werden. (Beifall.) Aber wir 
können volles Vertrauen in die energische und unermüdliche politische 
Führung hoben, die gleichzeitig eine Richtlinie verfolgt. Die moralische 
und geistige, aber auch die politische, wirtschaftliche und militärische 
Stärke des Westens werden schließlich das kommunistische Regime der 
Ungerechtigkeit zur Kapitulation zwingen. Wir christlichen Demokraten 
sind Optimisten. Wir sind überzeugt, daß unsere Welt nicht zu einem 
Selbstmord oder zu einer fortschreitenden Verfolgung bestimmt ist. Aber 
wir sind nicht unkritisch und lernen aus der Politik keinen Determinismus 
oder Totalitarismus. Wir wissen, daß sich der Mensch um seine glück­
liche Zukunft auch bemühen muß: Arbeite, und Gott wird Dir helfen! 

Ich begrüße im Namen der Christlich Demokratischen Union Zentral­
europas den 8. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands. Ich danke Ihnen. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Lemmer: 

Ich darf in Übereinstimmung mit diesem Parteitag Herrn Dr. Prochazka 
versichern, daß für uns Deutschland so wenig bei Helmstedt wie Europa 
etwa an der östlichen Grenze des deutschen Siedlungsgebietes aufhört. 
(Lebhafter Beifall.) 36 



Ich erteile das Wort dem Sprecher der Christlichen Volkspartei Belgiens, 

Generalsekretär Tindemanns: 

Die Schulfrage in Belgien ist leider wieder aktuell. Sie hat Schuld daran, 
daf3 der Vorsitzende der Christlichen Volkspartei Belgiens, Herr Theo 
Lefevre, heute nicht hier ist. Er hat mich jedoch beauftragt, in seinem 
Namen folgende Worte hier auszusprechen: 

Es ist mir eine wahre Freude, das Wort auf dieser Veranstaltung zu füh­
ren, die die Kraft und die Macht in der christlichen Demokratie in 
Deutschland so überzeugend bekundet. Der Stil dieses Kongresses, der 
Dynamismus Ihrer Partei sind mir ein neues Zeichen dafür, ein neuer 
Beweis meiner These, daß die Zukunft heute der christlich demokra­
tischen Idee gehört. Angesichts der kommunistischen Gefahr steht die 
Sozialdemokratie nicht nur kompromittiert, sondern auch machtlos da; 
indem sie an einen platten Materialismus geopfert hat, hat sie die 
eigentlichen Werte des Westens — die GrotSzügigkeit, den sich selbst 
übersteigenden Leistungswillen, den Opfersinn - verloren, und sie ist in 
weiten Kreisen der europäischen Bevölkerung selbst verantwortlich für 
den Verlust dieser Werte. Eine sozialistische Masse ist eine materialisti­
sche, gleichgeschaltete, auf direkte Vorteile erpichte Masse, der jeder 
Weitblick ganz entgeht. Sollte Europa sozialistisch werden, so hätte es in 
dem gleichen Augenblick den Kampf gegen den Kommunismus verloren. 
(Beifall.) 

Dieser Kongret3 ist ganz anders. Er wird von einer reellen Begeisterung 
getragen, die ihren Grund im Glauben findet, jenem Glauben, der Mut 
einflößt, der Hoffnung und Kraft zum Opfern und zur Gewißheit des 
Sieges gibt. Diese ganze Haltung ist Trägerin für den fabelhaften Auf­
stieg des von der CDU geführten Deutschlands gewesen. Diese Haltung 
finden wir vor allem überlebensgroß verkörpert in der Figur Ihres Bun­
deskanzlers, Herrn Dr. Konrad Adenauer. Mit ihm fühlt man sich in die 
llias, in die Heldenepoche der Antike zurückversetzt. In seiner Weisheit 
gemahnt er an den greisen Nestor, aber zugleich gemahnt er durch 
seine Energie an den unüberwindlichen Archilleus. Er ist der Erste im Rat, 
er ist der Erste in der Tat. Ein solcher Mann ist in dieser Zeitwende ein 
wahrer Segen für sein Vaterland und für die ganze westliche Welt. 
(Lebhafter Beifall.) 

Wir von der Christlichen Volkspartei Belgiens empfinden das ganz 
besonders. Ich darf wohl sagen, daß die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands und unsere Christliche Volkspartei die ersten christlich 
demokratischen Parteien sind, die gleich nach dem Kriege den Weg 
zueinander gefunden haben. Seitdem sind sie stets wie wahre Schwe­
sterparteien in naher Verwandtschaft und enger Freundschaft mitein­
ander verbunden geblieben, und sie sind es heute mehr denn je. Es ist 
also vom ganzen Herzen, daß ich Ihnen den Freundschaftsgruß der 
Christlichen Volkspartei Belgiens überbringe. Wir danken Ihnen herz­
lich für den ausgezeichneten Empfang. Wir gratulieren zu diesem gro­
ßen, von Lebenskraft zeugenden Kongreß, und wir wünschen Ihnen den 
schönsten Erfolg - nicht nur zum Kongreß, sondern auch zur Fortsetzung 
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nen Ländern im werdenden Europa zum höchsten Wohl gereichen möge. 
Ich danke Ihnen. (Beifall.) 

Präsident Lemmer: 

Für die verschiedenen uns befreundeten niederländischen Parteien 
spricht jetzt von der Antirevolutionären Partei Hollands unser Freund 

Präsident Dr. Berghuis: 

Ich überbringe sehr gern die herzlichen Grüße der drei christlich demo­
kratischen Parteien aus den Niederlanden, die hier vertreten sind: der 
Katholischen Volkspartei, der Christlich-Historischen Union und der 
Antirevolutionären Partei. Wir kennen bei uns nicht — ich möchte sagen, 
leider nicht - eine CDU wie bei Ihnen. Das wäre bei uns wegen der 
historischen Gründe auch schwer möglich, jedenfalls in diesem Augen­
blick. Aber ich darf wohl sagen, daß die Situation bei Ihnen für uns 
viel Beneidenswertes hat. Wir fühlen uns als christlich demokratische 
Parteien Hollands eng mit derCDU verbunden. Wirsinddankbarfürdas, 
was die CDU — und speziell ihr 1. Vorsitzender, Bundeskanzler Dr. Kon­
rad Adenauer — in Deutschland in bezug auf die Wiederherstellung von 
rechten Beziehungen mit den früheren Alliierten getan hat. Insbeson­
dere sind wir für die Weise dankbar, in der man das gemacht hat. Das 
hat zwar nicht dazu geführt, daß die Ereignisse von 1940/1945 ver­
gessen sind, wohl aber dazu, daß wir darüber hinaus einander in einer 
neuen, gemeinsamen Freundlichkeit gefunden haben. Eben unsere Zeit 
hat so stark uns lehren können, daß wir alle ohne Ausnahme von den 
Gnaden Christi leben müssen und daß wir sonst in schrecklichste Gott­
losigkeit und Unmenschlichkeit verfallen müssen. Sie und wir, wir nen­
nen uns christliche Partei, und das ist ein großes Wort. Das Sein einer 
christlichen Partei bedeutet erstens einen Auftrag und zweitens eine 
Verführung, einen Auftrag deshalb, weil wir wissen und erkennen, daß 
unsere ganze menschliche Tätigkeit - auch unsere politische und orga­
nisatorische - der Forderung zur Gehorsamkeit in Gottes Gebot unter­
worfen ist. Sie ist auch eine Verführung, weil die Gefahr groß ist, daß 
wir unsere christliche Organisation oder Partei wie einen Selbstzweck 
sehen. 

Ich will enden, Herr Präsident, mit dem Wunsche, daß wir alle aus 
christlichen Parteien unseren Auftrag auch für die Zukunft verstehen und 
vor der Versuchung bewahrt bleiben mögen. Ich danke sehr! (Beifall.) 

Präsident Lemmer: 

Für die Konservative Partei Großbritanniens spricht das Unterhausmit­
glied, unser Freund, Herr 

Abgeordneter Smithers: 

Sie haben die Güte gehabt, ein Mitglied der Konservativen Partei im 
Parlament zum ersten Male als Teilnehmer an dieser Zusammenkunft 
Ihrer Partei einzuladen. Hier stehe ich als Abgeordneter für denselben 
Wahlkreis wie Lord Palmerston. (Stürmische Heiterkeit.) 
Wir werden in diesem Jahre das Vergnügen haben, wohl auch zum 
ersten Male ein Mitglied der CDU anläßlich unseres eigenen Partei­
kongresses in Blackpool zu begrüßen. Dies sind äußerst bedeutende 38 



und willkommene Schritte zu einer engen Freundschaft und zum besse­
ren Verständnis zwischen deutschen und britischen Politikern. Auf der 
Jahresversammlung in Königswinter wurde vieles getan. Gleichzeitig 
jedoch halte ich es für richtig vorzuschlagen, daß wir uns hier in Kiel in 
einem grundsätzlich engeren Geiste gegenseitigen Verstehens treffen 
mögen. Als Mitglieder der CDU und der Konservativen Partei haben wir 
einen gemeinsamen Glauben an den Wert einer freien Gesellschaft, in 
der der Staat der Diener, nicht aber der Meister seiner Bürger ist. 
(Lebhafter Beifall.) Wir wissen daher, daß wir, die hier in Kiel versam­
melt sind, alles Freunde sind, die ähnliche Ziele anstreben und die ähn­
liche Anschauungen über das Leben und seine Probleme teilen. 
In der ersten Lebenshälfte der Männer und Frauen meiner Generation 
blickten wir über die Nordsee nach Deutschland mit ängstlichen und 
unruhigen Gedanken. Wir hatten in der Schule vieles über die große 
Tradition der deutschen Kultur, des deutschen Humanismus und der deut­
schen christlichen Pietät gelernt. Viele Jahre hindurch schien dies alles 
verlorengegangen zu sein. Obzwar es uns während der schrecklichen 
Kriegsjahre aufgab, uns Gedanken über die voraussichtliche Gestaltung 
der Nachkriegszeit zu machen, spekulierten wir doch bestimmt alle über 
das neue Deutschland, das aus dieser großen Prüfung hervorgehen 
würde. Hätten wir es damals gewagt, Hoffnungen für Deutschlands 
Zukunft zu formulieren, dann hätten wir bestimmt gehofft, daß die ehr­
würdige Kultur, der Humanismus und die christliche Pietät des alten 
Deutschlands wiedererstehen mögen,umdas neue Deutschland zu inspirie­
ren. Das gereicht Ihrer Partei und den großen Männern, die sie führen, 
zu besonderem Ruhm, daß sie auf der sichtbaren Grundlage christlicher 
Prinzipien ein neues Deutschland wieder aufgebaut hoben. Wenn wir in 
England über die Meere auf die unruhevolle Welt blicken, dann sind 
wir zutiefst für das, was Sie geschaffen haben, dankbar. 
Die Konservative Partei hat der britischen Nation entweder als Regie­
rung oder als Alternativregierung ununterbrochen 300 Jahre hindurch 
gedient. Während dieser langen Zeit entstand eine ungeheure Tradition 
politischen Dienstes, die von einer Generation von Politikern auf die 
andere übertragen wurde. Ich stehe nun vor Ihnen als der bescheidene, 
aber direkte Nachkomme der Männer, die zum Ende des Bürgerkrieges 
von 1660 in England eine gemäßigte Regierung wiederherstellten. 
(Lebhafter Beifall.) Seit jener Zeit vertrat unsere Partei die Idee einer 
gemäßigten Politik und eines stetigen Fortschritts auf Grund früherer 
Erfahrungen. WiV sind keine Klassenpartei; wir lehnen jeden Klassen­
kampf unbedingt ab. Im Gegenteil ist es unser Ziel, im Interesse des 
gesamten britischen Volkes zu regieren. Diese unsere gemäßigte Politik 
hat in den meisten Zeiten die Anschauungen der meisten Engländer 
widergespiegelt. Wir haben es gesehen, wie andere Parteien, die sich 
enger an doktrinäre politische Dogmen angeschlossen haben, sich auf­
lösten und verschwanden, sobald ihre Doktrinen den Tagesproblemen 
nicht mehr angepaßt werden konnten. 

Ich habe keinen Zweifel darüber, daß wir während der Lebensspanne 
der meisten von uns hier die Dogmen von Sozialismus, die bereits be­
ginnen, altmodisch auszusehen, verschwinden sehen werden und daß sie 
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(Heiterkeit und Beifall.) Nachdem jedoch die Konservative Partei schon 
seit 300 Jahren lebt, bin ich, obzwar ich Engländer bin, logisch genug, 
um keinen Grund zu sehen, v/arum diese Partei nicht noch weitere 300 
Jahre leben sollte. (Heiterkeit und Beifall.) Da ich glaube, daß die 
Anschauungen unserer beiden Parteien viel Gemeinschaftliches haben, 
darf ich vielleicht diesen Gedanken zur Ermutigung aller jener vor­
bringen, die durch ihre Arbeit der CDU dienen. 

Es ist nicht meine Absicht, in dieser kurzen Rede die ernsten Probleme 
zu erörtern, die — wie wir es alle wissen — für das deutsche Volk seit 
jeher bestehen. Ich muß mich daher darauf beschränken, Ihnen zu ver­
sichern, daß die guten Wünsche der Konservativen Partei Sie in Ihren 
Regierungsgeschäften begleiten. So wie die Jahre vorbeieilen und so 
wie die Weisheit und Humanität Ihrer führenden Leute in immer größe­
rem Maßstab durch die Ereignisse offenbar werden, so ist es meine Über­
zeugung, daß sich gegenseitiges Vertrauen zu einer festen Freundschaft 
entwickeln wird. (Bravo und lebhafter Beifall.) 

Präsident Lemmer: 
Ich darf unserem englischen Freunde versichern, daß wir zwar erst am 
Anfang der 300 Jahre stehen, aber den Wunsch haben, unseren eng­
lischen Freunden in dieser Hinsicht zu folgen. (Heiterkeit und Beifall.) 
Das Wort hat für die Konservative Partei Dänemarks der frühere Staats­
minister 

Minister a. D. Kraft: 
Im Namen der Konservativen Volkspartei Dänemarks übermittle ich 
hiermit einen Gruß von unserer Partei und danke herzlich für die freund­
liche Einladung. Als ich in meiner Jugend für die Wiedervereinigung 
Schleswigs mit Dänemarks kämpfte, hätte ich nicht gedacht, daß ich ein­
mal gerade hier in Kiel einen freundlichen Gruß von meiner Partei über­
mitteln sollte. (Heiterkeit und Beifall.) Aber die Zeiten haben sich 
geändert. Das Vergangene darf nicht die Zukunft absperren. (Beifall.) 
Heute sind Deutschland und Dänemark Mitglieder derselben Allianz 
zur Verteidigung der freien westlichen Welt. Heute sollen wir nicht nur 
als Deutsche und Dänen, sondern auch als Europäer denken. (Lebhafter 
Beifall.) 
Ich benutze mit Freude die Gelegenheit, Sie, verehrter Herr Bundes­
kanzler, als eine Persönlichkeit zu begrüßen, die von der Geschichte als 
einer der größten europäischen Brückenbauer genannt werden wird. 
(Bravo und Beifall.) Das haben Sie jetzt eben bei Ihrer Begegnung mit 
dem französischen Ministerpräsidenten de Gaulle bewiesen, einer Be­
gegnung, die von europäischer Bedeutung ist. 
Mit Ihrem Einsatz haben Sie, Herr Bundeskanzler, auch dazu beigetra­
gen, das gute Verhältnis zwischen unseren beiden Ländern zu stärken. 
Ihrer Initiative haben wir es zu verdanken, daß die Lebensgrundlage 
und die Bedingungen der dänischen Volksgruppe in diesem Lande in 
einer neuen Entwicklung stehen. Ich gedenke hier mit Freude der beiden 
prinzipiellen Erklärungen, die 1955 in Bonn und Kopenhagen zur Be­
friedigung der deutsch-dänischen Grenzverhältnisse verabschiedet wur­
den. Im neuen Europa sollen die Grenzen nicht mehr trennend wirken, 
sondern alle demokratischen Freiheiten müssen für das gemeinsame 40 



Leben der Völker maßgebend sein. (Beifall.) Wir befinden uns hier in 
einem Grenzlande, und ich möchte daher den Wunsch aussprechen, daß 
sich unsere gegenseitigen Beziehungen im echten europäischen Geiste 
entwickeln und vertiefen mögen. (Beifall.) 
Ich glaube, daß die Ideen, für die die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands und unsere Partei kämpfen, eine Notwendigkeit für eine 
freie und würdige Zukunft unserer Völker und für die Welt sind. (Bravo 
und Beifall.) 

Präsident Lemmer: 

Nachdem wir in der Geographie nun also im hohen Norden angelangt 
sind, darf ich als letzten Redner dem Vertreter der Högerpartiet Schwe­
dens das Wort geben, Herrn 
General Helge Jung: 

Es kann ohne Überraschung gesagt werden, daß die Entwicklung auf 
verschiedenen Gebieten in der Bundesrepublik Deutschland heutzutage 
in Schweden mit zunehmendem Interesse beobachtet wird. Mit Aufmerk­
samkeit, mit Empfinden und Achtung verfolgen wir die bedeutsamen 
Fortschritte der westdeutschen Wirtschaft und des westdeutschen Arbeits­
iebens. Seit jeher hat man bei uns gern — ja, sogar sprichwörtlich - von 
deutscher Gründlichkeit und deutscher Tüchtigkeit gesprochen. Dazu 
kann man jetzt auch noch hinzufügen, daß wir empfinden, wie unsere 
Freunde in Westdeutschland die großen Probleme der Gegenwart in 
einem Geiste und mit einer Phantasie angreifen, die uns imponieren. Es 
ist deswegen natürlich, daß die von der Regierung Adenauer betriebene 
Steuerpolitik und auch ihre Wirtschaftspolitik im allgemeinen mit beson­
derer Genauigkeit beobachtet werden. Es kommt uns vor, als ob der 
eingeschlagene Kurs in der Wirtschaftspolitik alle Aussicht hat, gute 
Ergebnisse zu zeigen, nicht nur in der Form einer gefestigten und 
stabilen staatlichen und wirtschaftlichen Lage, sondern auch in einer 
guten und sicheren ökonomischen Stellung der Bevölkerung. Wir von 
der schwedischen Rechtspartei erkennen darin eines der großen Ziele 
gegenwärtiger bürgerlicher Politik. Wir sind überzeugt, daß wir in die­
ser Hinsicht aus den Erfahrungen und Resultaten unserer deutschen 
Freunde richtige Folgerungen für unser Land ziehen können. 
Andererseits ist es wohl verständlich, wenn wir die schnellen wirtschaft­
lichen Fortschritte hier im Lande mit einer gewissen Beunruhigung be­
trachten. Wir sind uns darüber klar, daß wir unsere Mittel und Reserven 
bis aufs äußerste in Anspruch nehmen müssen. Gleichzeitig wollen wir 
aber glauben, daß für das ganze freie Europa große Vorteile zu er­
reichen wären, wenn eine völlig freie Konkurrenz in diesem Lande im 
Rahmen einer näheren Zusammenarbeit der westlichen Staaten auf dem 
wirtschaftlichen Gebiete zustande käme. Die Tatsache, daß die Bundes­
republik Deutschland mit besonderem Nachdruck die Notwendigkeit die­
ser intimen Zusammenarbeit behauptet, gibt uns die besten Hoffnungen 
für die Zukunft. Unsere Länder gehören beide westlichen, christlichen 
Kulturkreisen an. Wir sind Mitbürger von Staaten, die entschlossen sind, 
nicht vor Gewalt und Unterdrückung zu kapitulieren, sondern für Frei­
heit und für die Menschenrechte einzutreten. Auf Grund der verschiede-
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geschichtlichen Erfahrungen unserer Völker verfolgen wir außen­
politisch verschiedene Richtlinien. Im wesentlichen aber hegen wir die­
selben grundlegenden Ansichten, und ich möchte diese zusammenfas­
send ausdrücken: Wir sind dafür, daß die Fackel der Freiheit in der 
Welt nie erlöscht! (Bravo und lebhafter Beifall.) 

Präsident Lemmer: 
Es bleibt mir übrig, den ausländischen Freunden, die zu uns gesprochen 
haben, den großen Dank dieses Parteitages zum Ausdruck zu bringen. 
(Lebhafter Beifall.) Ich glaube, daß die von hohem Verantwortungs­
bewußtsein - keineswegs nur für unser Volk — getragenen Ausführun­
gen des Parteivorsitzenden keine schönere Resonanz finden konnten als 
durch die Worte, die wir von ausländischen Gesinnungsfreunden soeben 
hier vernommen haben. Für uns christliche Demokraten in Deutschland 
ist diese Freundschaft mit unseren Gesinnungsfreunden in anderen Län­
dern eine große Ermunterung. Die Zeit des Nationalismus ist vorbei, 
und ich habe den Eindruck, daß bewußt als christliche in der Politik wir­
kende Menschen - auch das gehört zu den neuen Erscheinungen in einer 
veränderten Welt - sich in der Internotionalität viel zuverlässiger und 
redlicher zusammenzufinden vermögen als andere, die es früher einmal 
für sich in Anspruch genommen haben. (Beifall.) 

Es geht uns - das darf ich unseren Freunden zum Abschluß versichern -
in unserem Bemühen für unser Land und für unsere Angelegenheiten 
keineswegs nur um unser Volk. Wir sind uns der höheren Verbunden­
heit bewußt, um als Christen endlich durch die Tat zu helfen, daß eine 
friedlich ere Menschheit in einer guten Ordnung Wirklichkeit werden 
möge. (Beifall.) 

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung dieser Vormittagssitzung 
angelangt. 

Musik: Chr. W. Gluck: Ouvertüre zu Iphigenie in Aulis. 

Unterbrechung: 13.15 Uhr 

1. Plenarsitzung 
Die Sitzung wird um 15.00 Uhr eröffnet. 

Präsidentin Frau Dr. Jochmus: 
Ich eröffne die erste Plenarsitzung des 8. Bundesparteitages der CDU. 
Bevor wir in die Togesordnung eintreten, habe ich ein Schreiben zu ver­
lesen, das der Präsident der Kommission der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, Prof. Dr. fHallstein, uns übersandt hat: 

Sehr geehrte Herren! Ich danke Ihnen verbindlichst für die Ein­
ladung zur Teilnahme am 8. Bundesparteitag der Christlich Demo­
kratischen Union vom 18. bis 2). September in Kiel. Leider kann 
ich Ihrer liebenswürdigen Einladung keine Folge leisten, v/eil ich 
in denselben Tagen an einer Sitzung des Ministerrates der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft in Venedig teilnehmen muß. 
Ich wünsche dem 8. Bundesparteitag einen großen Erfolg. Mit ver­
bindlichen Empfehlungen Ihr Hallstein. 42 



Wir haben heute einige wesentliche geschäftsordnungsmäßige Dinge 
zu erledigen. Zunächst ist ein Redaktionskomitee zu wählen, das die 
eingehenden Entschließungen für die Vorlage am Sonntag vorzuberei­
ten und zu koordinieren hat. Bundesvorstand und Bundesausschuß 
schlagen Ihnen dafür folgende Namen vor: 

Bundesminister Dr. Schröder, Kiesinger, Dr. Grcdl, Dr. fHellwig, Dr. 
Kraske, Dr. Pettenberg, Arndgen, Bundesminister Lücke und Frau Dr 
Rehling. 

Werden dazu noch andere Vorschläge gemacht? 
(Wehking: Namens des Landwirtschaftsausschusses der CDU bitte ich 
den Parteitag, diese Kommission zu erweitern, und zwar schlagen wir 
Herrn Pflaumenbaum vor.) 

Es wird der Herr Bundestagsabgeordnete Pflaumenbaum vorgeschlagen. 
Ist die Versammlung damit einverstanden? (Zustimmung.) 
Dann ist die Redaktionskommission damit beschlossen. 
Wir haben nun eine Mandatsprüfungskommission zu wählen. Bundes­
vorstand und Bundesausschuß schlagen hierfür vor: 
Dr. Noitenius als Vorsitzenden, Müllenbach, Dullenkopf, Klauk. 
Keine Wortmeldungen? - Dann ist damit die Mandatsprüfungskommis­
sion ernannt. Die Mitglieder werden gebeten, um 15.30 Uhr zum Orga­
nisationsbüro zu kommen. 

Wir hoben als erstes heute nachmittag die Wahl des ersten Vorsitzen­
den und seiner vier Stellvertreter vorzunehmen. Nach der Geschäfts­
ordnung hat einer derartigen Wahl ein Rechenschaftsbericht voraus­
zugehen. Demnach werden wir zunächst den Bericht über die Tätigkeit 
der Bundestagsfraktion durch Herrn Dr. Krone und dann den Bericht des 
Bundesvorstandes durch Herrn Ministerpräsidenten Dr. Meyers entgegen­
nehmen. Beide Referate werden darauf zur Diskussion gestellt. Gleich­
zeitig wird das Referat des Herrn Bundeskanzlers von heute morgen ein­
bezogen. 

Nunmehr erteile ich das Wort zu seinem 

Bericht über die Tätigkeit der Bundestagsfraktion 

dem Herrn Vorsitzenden der Bundestagsfraktion, Herrn 

Dr. Krone: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auch in diesem Jahr hat der 
Vorsitzende der Bundestagsfraktion dem Parteitag einen Tätigkeits­
bericht zu geben. Er umfaßt den Abschluß der zweiten und den Beginn 
der dritten Legislaturperiode des Deutschen Bundestages. Nun liegt 
aber für die gesamte zweite Legislaturperiode das Urteil der Wähler 
vor, und ich darf annehmen, daß der Parteitag an diesem Urteil, das 
am 15. September vorigen Jahres abgegeben worden ist, nichts aus­
zusetzen hat. 

Das Urteil der Wähler ist der Auftrag an die Fraktion, die so erfolg­
reiche Politik Konrad Adenauers weiterhin mit dem ganzen Können zu 
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hat für unsere Fraktion vier horte Jahre bedeutet. Nicht selten mußte 
der Mut auch zu scheinbar unpopulären Entscheidungen aufgebracht 
werden. Und dies sehr oft unter dem Druck einer öffentlichen Kritik, 
die eine konsequente Haltung gern mit Konformismus verwechselt und 
eine eigenartige Sympathie für „schwankende Gestalten" besitzt. Der 
Wähler denkt — es ist erfreulich - ganz anders. Es ist bei der Bundes­
tagswahl am 15. September wieder einmal deutlich geworden, daß wir 
den Wähler besser kennen als manche Kritiker unserer Arbeit, über 
zwei Wahlperioden hinweg hat sich das deutsche Volk zu der Politik 
der Regierung bekannt. Im vorigen Jahr zum dritten Male hat der deut­
sche Wähler - diesmal mit mehr als der Hälfte der Stimmen - dem Bun­
deskanzler Konrad Adenauer das Vertrauen ausgesprochen. 
Was einem Volke von seiner Regierung an Leid zugefügt werden kann, 
wie ganze Gebiete verspielt werden können, daß Millionen draußen 
fielen oder daheim in Bombennächten erschlagen wurden - doch 
Heydrich in Prag starb nicht den Tod des Landsers vor Stalingrad - wie 
ein Volk auf den Nullpunkt seiner Geschichte zurückgeworfen wurde, 
das haben wir seit 1933 bitter erfahren. Das alles liegt erst 13 Jahre 
zurück. Jedes Wort über jene Zeit erübrigt sich. 

Wir wissen, was noch unvollendet vor uns steht. Wir wissen, daß unser 
Staat ein Ganzes, aber noch nicht das Ganze ist. Doch wir wissen auch, 
was erreicht wurde. Daß wir wieder ein souveräner Staat sind. Daß 
1955 endlich die noch nicht heimgekehrten Kriegsgefangenen heim­
kamen und jetzt noch immer Deutsche aus Rußland heimkommen. Dieses 
und noch mehr könnte gesagt werden. Der Mann, mit dessen Namen 
diese Leistung von historischer Bedeutung unlöschbar verbunden ist, 
Konrad Adenauer, ist zu unserer Freude und zu unserem Stolz, einer 
der unseren. Wir grüßen und danken Dr. Konrad Adenauer! (Starker 
Beifall.) 
Wir tagen hier in Kiel, in Schleswig-Holstein, in diesem schönen, in 
Sprache und Sitte noch immer konservativen Land. Fassen Sie es als 
eine Reverenz vor dem gastgebenden Land und seinem tüchtigen Mini­
sterpräsidenten, unseren Freund Kai Uwe v. Hassel, auf, wenn ich zu­
nächst nun über den Grünen Plan berichte! Dabei bin ich mir bewußt, 
daß in Schleswig-Holstein nicht nur Bauern leben, sondern auch Arbei­
ter, ein breiterMittelstand und dazu so viele aus der Heimat Vertriebene, 
die diesem Land heute noch mit sein Gepräge geben. 
Die Bundestagsfraktion der CDU/CSU hat auch in diesem Jahr dem 
Grünen Plan, der wie seine Vorgänger mit dem Namen Heinrich Lüb-
kes verbunden ist, diesem großen konstruktiven Aufbauwerk für die 
deutsche Landwirtschaft, geschlossen ihre Zustimmung gegeben. Hier 
sind sich unsere Freunde von der sogenannten „Grünen Front", ein 
Detlev Struve oder ein Bauknecht, mit unseren Arbeitnehmervertretern 
und Sozialpolitikern, einem Josef Arndgen, einem Josef Schüttler oder 
einem Alois Lenz, völlig einig gewesen. 

Ein Volk, das die Sicherung seiner bäuerlichen Existenz vernachlässigt, 
geht gefährliche Risiken ein. Wir wollen nicht, daß unser Volk einer 
radikalen Verstädterung anheimfällt. Mon soll uns aber nicht für Roman­
tiker halten, die sich in ein ländliches Idyll verliebt haben. Wenn wir 44 



von der Sicherung der bäuerlichen Existenz sprechen, dann meinen wir 
auch, daß der Bauer und seine Familie an der zivilisatorischen Entwick­
lung teilhaben müssen. Das ist sogar eine Hauptaufgabe des Grünen 
Plans, und wir werden unser Augenmerk verstärkt darauf zu richten 
haben, wie vor allem auch das Leben der Frau auf dem Lande erleich­
tert werden kann. 

Landwirtschafts- und Bauernpolitik ist für uns ein Teil jener gesellschaft­
lichen Aufbaupolitik, der wir uns im dritten Bundestag nun ganz be­
sonders annehmen. Sie liegt auf der Linie: Sicherung des bestehenden 
Eigentums und Eigentum für breiteste Bevölkerungsschichten, eine For­
derung, wie sie immer wieder unser unvergeßlicher Karl Arnold erhoben 
hat. Ihm auch an dieser Stelle den Dank auszusprechen, halte ich für 
die Pflicht der Fraktion. (Beifall.) 

Ich erinnere an unseren letzten Parteitag in Hamburg, wo Arnold und 
Erhard gemeinsam hierfür einstanden. Ich bin sehr glücklich, unserem 
heutigen Parteitag berichten zu können, daß die Parole von Hamburg 
in unserer Fraktion auf fruchtbaren Boden gefallen ist. 

Alle Politik, welche die Bildung von Eigentum auf breiter Basis anstrebt, 
welche Eigentum an Haus und Heim — insbesondere für die wachsende 
Fami l ie -w i l l , die aber auch an die Bildung von industrieller Ausstattung 
in Arbeiterhand herangeht, die so den Entproletarisierungsprozeß inner­
halb der Industriearbeiterschaft nun zum endgültigen Abschluß führen 
will — muß dann aber auch darauf bedacht sein, daß die noch unab­
hängigen Schichten in unserem Volk - der private Unternehmer, der 
gewerbliche Mittelstand, die freien Berufe und die Bauern - nicht dem 
Sog der gewiß auch unentbehrlichen Großbetriebe erliegen. Festigung 
und Ausbau dieser selbständigen Existenzen durch die Schaffung glei­
cher Wettbewerbsbedingungen für alle wird die wichtigste gesellschafts­
politische Aufgabe der nächsten Zeit sein. Daraus ergeben sich die 
konkreten Fragen, die im Gesellschaftsrecht, auf dem Gebiet des Kredit­
wesens, im Steuerrecht, namentlich bei der Umsatzsteuer, nun in Angriff 
zu nehmen sind. Mehr wird hierzu morgen noch zu sagen sein. 

Der Bundeshaushalt hat in diesem Jahre ein Gesamtvolumen von über 
38 Milliarden DM erreicht. Wir sind mit unserem Freund Etzel einig, 
wenn er die finanzpolitische Lage ernst sieht undradikale Sparsamkeit 
verlangt. Unsere Freunde im Haushaltsausschuß des Bundestages - Dr. 
Vogel, Niederalt, Dr. Conring; ich nenne sie auch für die anderen -
haben die Konsequenzen bereits gezogen. Der Rotstift ist bei den dies­
jährigen Etatberatungen zu seinem Recht gekommen, und ich möchte 
annehmen, daß der Parteitag dagegen nichts einzuwenden hat. 

Der nächste Bundeshaushalt wirft schon seine Schatten voraus. Wir sind 
uns in der Bundestagsfraktion unserer Verantwortung für einen aus­
geglichenen Haushalt bewußt und werden unseren Finanzminister darin 
unterstützen, den Ausgleich nicht über höhere Steuern, sondern durch 
das im privaten wie im öffentlichen Leben probate Mittel der Spar­
samkeit zu finden. 

Dabei ist die Lage, von der wir auszugehen haben, in etwa so: Auf der 
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und ich bekenne mich offen zu der Überzeugung, dal3 die Deutsche 
Bundesrepublik, was sie zu ihrer eigenen Verteidigung und zur Ver­
teidigung der freien Welt leisten kann, auch tatsächlich leisten muß. Auf 
der anderen Seite steht aber auch schon heute eine soziale Leistung, 
die sich wahrhaftig sehen lassen kann und die unserem Staat als sozia­
lem Rechtsstaat alle Ehre macht. Ich meine, das sollten wir auch sagen, 
und zwar nicht ohne Stolz. 

Wir wissen, daß jeder Pfennig, den der Staat ausgibt, vom Bürger ver­
dient, erarbeitet werden muß. Es gibt eine Auffassung vom Staat, die 
meint, der Staat müsse ein perfektes Versorgungsinstitut sein. Das ist 
nicht unsere Auffassung; denn sie widerspricht dem Menschen. Die sozia­
len Leistungen des Staates müssen - ich betone es noch einmal - durch­
weg, von Notzeiten abgesehen - subsidiäre Leistungen sein. Die beste 
Sozialpolitik ist und bleibt eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik, an der 
alle, aber auch alle, teilhaben; (Beifall.) und lassen Sie mich dazu ein 
kurzes Wort sagen: Eine gesunde Wirtschaft ist im Gegensatz zu ge­
wissen Tendenzen, die sich neuerdings sogar im Film breit machen, kein 
Unglück für einen Staat. Und es heißt die Dinge auf den Kopf stellen, 
wenn man so tut, als würde mit einer erfolgreichen Wirtschaftspolitik 
in erster Linie die Unmoral großgezogen. Die Moral eines Volkes ist 
bei wirtschaftlicher Prosperität sehr viel weniger gefährdet als in Zeiten 
der Not. 

Ich komme zur Sozialpolitik zurück. Das Ministerium Theo Blanks, unsere 
Sozialpolitiker im Arbeitskreis der Fraktion mit Peter Hörn und Karl 
Hahn, unsere Mittelständler und Wirtschaftler mit Kurt Schmücker und 
Dr. Hellwig stehen vor einer Fülle dringender Fragen, von denen ich 
einige dem Parteitag wenigstens nennen möchte: Die Unfallversiche­
rung, die so wichtige, aber auch ungemein schwierige Reform der 
Krankenversicherung, die, wie mir scheint, sehr notwendige Abstimmung 
auf dem Gesamtgebiet der sozialen Leistungen. Und außerdem all das, 
was unter den Begriff „Sozialordnung" fäl l t ; denn das Arbeitsministe­
rium ist bekanntlich ein Ministerium für Arbeit und Sozialordnung ge­
worden, und mit Recht erwarten die freien Berufe, die Ärzte, die An­
wälte, die Journalisten, die Künstler und andere mehr, daß aus den 
neuen Zuständigkeiten des Arbeitsministers für sie nun effektiv etwas 
herauskommt. 

Glauben Sie bitte nicht, daß ich dem Parteitag mit falschem Stolz eine 
neue Gesetzesflut ankündigen möchte. Ich bleibe bei dem, was ich schon 
in Hamburg gesagt habe: Nur so viele Gesetze wie unbedingt nötig, 
und dann gute und anwendbare Gesetze. Bei jedem Gesetz muß sich 
der Gesetzgeber dreierlei fragen: Erstens: Ist es unbedingt nötig? 
Zweitens: Was kostet es? Drittens: Wir sollten auch an den denken, der 
es ausführen, und an den, der es befolgen soll. Das käme dann dem 
Beamten zugute, dem Staate selber und nicht zuletzt dem Staatsbürger, 
so bei seiner Steuererklärung. 

Im Rechtsausschuß des Bundestages mit seinem Vorsitzenden Matthias 
Hoogen wird allerdings schon bald eine gesetzgeberische Aufgabe in 
Angriff genommen werden müssen, über deren Notwendigkeit und 
deren Bedeutung kein Zweifel möglich ist. Ich meine die große Straf- 46 



rechtsreform. Ich weiß vom Reichstag her, was eine Strafrechtsreform an 
Arbeit und Zeit verlangt. 

Man möge einem Nichtjuristen, also einem Nichtzünftigen eine An­
merkung gestatten, von der er allerdings glaubt, sie sei doch nicht so 
ganz abwegig. Ich weiß nicht, wie der Entwurf im einzelnen aussieht, 
ich habe aber eine Bitte: Man sei nicht zu perfektionistisch. Man ver­
gesse über allen Paragraphen nicht den Strafrichter selber. Man lasse 
Raum für „dos Recht, das mit uns geboren". Ich meine, das wäre auch 
ein Beitrag zum Kapitel „Gesellschaftsreform" und sollte in gleicher 
Weise bei allen Beamten gelten. 

Ich komme nun zu den beiden großen und in der Tat entscheidenden 
Auseinondersetzungen, in denen wir in diesem Jahr gestanden haben: 
Atomare Verteidigung und - dadurch ausgelöst - ein Verfassungs­
konflikt von allergrößter Tragweite! Mon kann hierüber heute schon 
mit einem gewissen Abstand sprechen, ganz anders jedenfalls als nach 
jener Parlamentsnacht vom 23. Januar, die draußen im Lande mit Recht 
Unruhe, ein Gefühl der Unsicherheit und den Eindruck des Versagens 
hervorrief. 

Was aber geschah dann? Die Debatte, die zwei Monate später statt­
fand, hat es gezeigt. Die Nacht vom 23. Januar war eine harte, eine 
unerbittliche Erfahrung für uns gewesen. Die Fraktion hatte, was sie 
noch lernen mußte aus ihr gelernt. Am 25. März, eine Minute vor Mitter­
nacht, schloß der Präsident die letzte Sitzung des Deutschen Bundestages 
vor Ostern mit den besten Wünschen für einen guten Osterurlaub. Mit 
diesem Osterwunsch ging eine Debatte zu Ende, die an Gegensätzen, 
an Härte und Leidenschaft in der deutschen Parlamentsgeschichte ihres­
gleichen sucht. Sie hatte vier Tage gedauert. 

Es ging um die Frage der atomaren Ausrüstung der Bundeswehr. Diese 
Ausrüstung allerdings nicht unter allen Umständen, sondern nur dann, 
wenn die Welt weiterhin in Waffen erstarrt - es also nicht zu dem 
kommt, was wir immer und immer wieder als einen entscheidenden 
Beitrag zur friedlichen Lösung der Weltkonflikte in die internationale 
Diskussion stellen - wenn es nicht zu einer allgemeinen kontrollierten 
Abrüstung kommt. Zur Entscheidung im Bundestag stand also nicht, wie 
ein hoher Besuch in Bonn in einer Tischrede sagte, ein Gesetz, das fest­
gelegt hätte: Die Deutsche Bundeswehr wird atomar ausgerüstet. Jetzt 
und sofort unter allen Umständen. Zur Debatte und zur Entscheidung 
stand - es sei wiederholt — die wichtige politische Frage, deren Antwort 
allerdings von der Weltmacht im Kreml zu geben ist. Fällt sie gegen die 
Abrüstung aus, dann soll die Bundesrepublik ermächtigt sein, im Rah­
men und nach dem Maße der atlantischen Verteidigungsgemeinschaft 
die Deutsche Bundeswehr mit atomaren Waffen auszurüsten. 

Unsere Fraktion hat diesen Beschluß einstimmig gefaßt. Ohne Fraktions­
zwang; denn es gibt bei uns bekanntlich keinen Fraktionszwang, wie 
es in den Parlamentsberichten nachzulesen ist. Leicht haben wir uns 
diesen Entschluß wahrhaftig nicht gemacht. Wir sind aber nach wie vor 
davon überzeugt, daß wir mit ihm der Sicherung des Friedens und 
unserer eigenen Sicherheit gedient haben. Entscheidungen wie diese 
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ganzen Ernst der Stunde und vor dem Gewissen gefunden werden. 
Solche Stunden sind eine Last und drücken schwer. Wer würde nicht 
wünschen, daß solche Fragen nicht gestellt würden! Wer möchte ihnen 
nicht ausweichen? 

Wer aber für andere Verantwortung trögt - im Grunde trägt ein jeder 
für den Nächsten Verantwortung — wer, sagen wir es so, für andere 
eine besondere Verantwortung trägt - wie etwa der Vater für seine 
Familie, der Politiker, der gewählte Abgeordnete - , kann der einer 
solchen Frage überhaupt ausweichen? Die Atomwaffen sind da. Sie 
stellen durch ihr Vorhandensein auch an uns eine Frage, auf die wir 
antworten mül3ten. Ich sagte schon, daß unser Ziel die allgemeine kon­
trollierte Abrüstung sowohl der atomaren als auch der herkömmlichen 
Waffen ist. Wir stehen deshalb zu der Erklärung der Bundesregierung, 
jedes Abkommen, das die Großmächte auf dem Gebiet der Abrüstung 
treffen, unbesehen anzunehmen. Das Weitere aber ist - und hier haben 
wir sogar Professor Gollwitzer auf unserer Seite - , ich zitiere: daß „wir 
den gegenwärtigen Frieden dem gegenseitigen Abschreckungsgleich­
gewicht verdanken". Wenn dem so ist, wie können wir dann politisch 
falsch handeln, wenn wir bis zu einer allgemeinen Abrüstung zu diesem 
Gleichgewicht beitragen? Kann ich es verantworten, mit meinem Nein 
der anderen Seite das Übergewicht zuzuspielen? 

Wir haben die beschwörenden Worte, die aus besorgtem Gewissen an 
uns gerichtet wurden, sehr ernst genommen. Wir huldigen keiner wert­
freien Politik. Wir wollen keine Privatisierung des Ethos und auch keine 
Minderung des Ethos in der Öffentlichkeit. Jedoch nimmt der christliche 
Politiker nun ober nicht die Bibel und holt aus ihr wie aus einem politi­
schen Rezeptbuch die Antwort auf konkrete, in einer geschichtlichen 
Stunde gestellte Fragen. Die Geschichte der Kirche und der Politik hat 
zahllose, warnende Beispiele dafür, wohin das führt. Das endet mit 
einem Fanatismus des Utopischen und Revolutionären. 

Wir haben uns zur Pflicht der Verteidigung unseres Volkes und seiner 
Freiheit bekannt, und zwar unter den heute gestellten Bedingungen. 
Wir haben das getan, um dem Frieden zu dienen. Vielleicht darf ich 
dieses Kapitel meines Berichtes mit den Worten des verehrten Bischofs 
Dr. Halfmann aus Kiel im Sommer dieses Jahres auf der Tagung des 
Evangelischen Arbeitskreises in Essen schließen: „Dem Politiker", so 
sagt Bischof Halfmann, „ist eine der gewaltigsten Aufgaben der Ge­
schichte gestellt. Das kann nur eine Politik sein, die den Krieg als Mittel 
der Politik auszuschalten versucht. Wer ist der Politiker? Wir olle sind 
das, sofern wir Staatsbürger sind. Wir alle müssen die Verantwortung 
mittragen und den exponierten Politiker in seinem besonderen Amt 
fühlen lassen, daß er von der gemeinsamen Überzeugung vieler ge­
tragen wird. Seine letzten Entscheidungen ober kann ihm keiner ab­
nehmen. Sie muß er in der Einsamkeit des Gewissens vor Gott treffen." 
Wir haben das getan. 

Und nun die Frage: Durfte sich der Gesetzgeber die Entscheidung über 
die Bewaffnung der Deutschen Bundeswehr vielleicht durch eine Volks­
befragung abnehmen lassen? Das ist der Gegenstand des Verfassungs­
konflikts gewesen, über den ich nunmehr dem Parteitag kurz zu be- 48 


